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Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Lebensmittel- 
und Futtermittelgesetzbuches sowie anderer Vorschriften 


A. Problem und Ziel 

Mit dem Gesetzentwurf wird in Umsetzung des Aktionsplans Verbraucherschutz 
in der Futtermittelkette eine Meldepflicht für private Laboratorien vorgeschrie- 
ben, bedenkliche Mengen an gesundheitlich nicht erwünschten Stoffen, die sie 
in untersuchten Lebensmitteln oder Futtermitteln festgestellt haben, an die zu- 
ständigen Behörden zu melden (Nummer 4 des Aktionsplans). Ferner werden 
Lebensmittel- und Futtermitteluntemehmer verpflichtet, Ergebnisse über Eigen- 
kontrollen hinsichtlich Dioxine und Furane sowie dioxinähnlicher und nicht- 
dioxinähnlicher polychlorierter Biphenyle an die zuständigen Behörden zu 
melden (Nummer 8 des Aktionsplans). 

Durch die 

- Verordnung (EG) Nr. 1333/2008 über Lebensmittelzusatzstoffe, 

- Verordnung (EG) Nr. 1334/2008 über Aromen und bestimmte Lebensmittel- 
zutaten mit Aromaeigenschaften zur Verwendung in und auf Lebensmitteln, 

- Verordnung (EG) Nr. 1332/2008 über Lebensmittelenzyme und 

- die Verordnung (EG) Nr. 1331/2008 zur Festlegung eines einheitlichen Zu- 
lassungsverfahrens für Lebensmittelzusatzstofife, -enzyme und -aromen 

hat die Europäische Union die von den Verordnungen erfassten Bereiche des 
Lebensmittelrechts in jedem Mitgliedstaat unmittelbar geltenden Rechtsvor- 
schriften unterworfen. 

Mit dem vorliegenden Gesetz sollen die im Hinblick auf die genannten Rechts- 
akte der Union erforderlichen Anpassungen des Lebensmittel- und Futtermittel- 
gesetzbuches, darunter insbesondere der Straf- und Bußgeldvorschriften, vorge- 
nommen werden. 

Durch die Verordnung (EG) Nr. 767/2009 über das Inverkehrbringen und die 
Verwendung von Futtermitteln, die nach ihrem Artikel 33 Absatz 2 ab dem 
1 . September 2010 gilt, werden vier Rats- und drei Kommissionsrichtlinien über 
den Verkehr mit Futtermitteln in einer Verordnung zusammengefasst. Die bis- 
herigen Bestimmungen werden dabei modernisiert und vereinfacht, wobei die 
wesentlichen Elemente der bisherigen Regelungen weitergeführt werden. Das 
Lebensmittel- und Futtermittelgesetzbuch soll an diese Regelungen angepasst 
werden. 

Vor dem Hintergrund der Ablösung der Verordnung (EWG) Nr. 2377/90 durch 
die Verordnung (EG) Nr. 470/2009 über die Schaffung eines Gemeinschaftsver- 
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fahrens für die Festsetzung von Flöchstmengen für Rückstände pharmako- 
logisch wirksamer Stoffe in Lebensmitteln tierischen Ursprungs soll § 10 des 
Lebensmittel- und Futtermittelgesetzbuches (LFGB) aktualisiert werden. 

Das Gesetz sieht ferner auch Regelungen vor, die die Zusammenarbeit der nach 
diesem Gesetz für die Lebensmittel- und Futtermittelüberwachung zuständigen 
Behörden der Länder mit den Dienststellen des Zolls in Fällen der risikoorien- 
tierten Einfuhrkontrolle von Lebensmitteln und Futtermitteln aus Drittländern 
und mit dem Bundeszentralamt für Steuern in Fällen der Kontrolle des Intemet- 
handels auf eine tragfähige Grundlage stellen. 


B. Lösung 

Der vorliegende Gesetzentwurf enthält die notwendigen Vorschriften, um die 
vorgenannte Zielsetzung zu erreichen. 


C. Alternativen 

Keine. 


D. Finanzielle Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte 

1 . Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 

Es ist nicht ersichtlich, dass durch das Gesetz für die öffentlichen Haushalte 
Mehrkosten (ohne Vollzugsaufwand) entstehen werden. 

2. Völlzugsaufwand 

Es ist nicht ersichtlich, dass durch das Gesetz für die öffentlichen Haushalte 
Mehrkosten wegen erhöhten Vollzugaufwands entstehen werden. 

E. Sonstige Kosten 

Der Wirtschaft, hier insbesondere den mittelständischen Unternehmen, entste- 
hen durch die Regelungen keine Kosten. Auswirkungen auf die Einzelpreise 
sind nicht zu erwarten. Auswirkungen auf das allgemeine Preisniveau und das 
Verbraucherpreisniveau können somit ausgeschlossen werden. 


F. Bürokratiekosten 

Es werden zwei neue Informationspflichten eingeführt. Diese sind zum Schutz 
der Gesundheit erforderlich. Der Aufwand für die Informationspflichten wird 
als geringfügig eingestuft, da die Angaben bereits vorliegen und eine Meldung 
auf elektronischem Weg möglich ist. 
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Bundesrepublik Deutschi.and 


Berlin, Z^- Februar 2011 


DIE BUNDESKANZLERIN 

An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Prof. Dr. Norbert Lammert 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 


Sehr geehrter Herr Präsident, 

hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Lebensmittel- 
und Futtermittelgesetzbuches sowie anderer Vorschriften 

mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz. 

Die Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gemäß § 6 Absatz 1 NKRG 
ist als Anlage 2 beigefügt. 

Der Gesetzentwurf ist dem Bundesrat am 4. Februar 201 1 als besonders 
eilbedürftig zugeleitet worden. 

Die Stellungnahme des Bundesrates zu dem Gesetzentwurf sowie die Auffassung 
der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates werden 
unverzüglich nachgereicht. 

Mit freundlichen Grüßen 
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Anlage 1 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Lebensmittei- 
und Futtermitteigesetzbuches sowie anderer Vorschriften* 

Vom .... 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das 
folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Lebensmittel- 
und Futtermittelgesetzbuehes 

Das Lebensmittel- und Futtermittelgesetzbuch in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Juli 2009 (BGBl. I 
S. 2205), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 
9. Dezember 2010 (BGBl. 1 S. 1934) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 

1 . Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) In den die §§ 6 und 7 betreffenden Zeilen wird jeweils 
die Angabe „Lebensmittel-Zusatzstoffe“ durch die 
Angabe „Lebensmittelzusatzstofife“ ersetzt. 

b) Die § 23 betreffende Zeile wird wie folgt gefasst: 

„§ 23 Weitere Ermächtigungen zum Schutz der Ge- 
sundheit“. 

c) Nach der § 23 betreffenden Zeile wird folgende § 23a 
betreffende Zeile eingefugt: 

„§ 23a Emiächtigungen zum Schutz der tierischen 
Gesundheit und zur Förderung der tierischen 
Erzeugung“. 

d) Nach der § 38 betreffenden Zeile wird folgende § 38a 
betreffende Zeile eingefugt: 

„§ 38a Übermittlung von Daten über den Intemet- 
handel“. 

e) Nach der § 44 betreffenden Zeile wird folgende § 44a 
betreffende Zeile eingefügt: 

„§ 44a Mitteilungs- und Übermittlungspflichten über 
Untersuchungsergebnisse zu gesundheitlich 
nicht erwünschten Stoffen“. 

2. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Nummer 2 wird wie folgt gefasst: 

„2. beim Verkehr mit Lebensmitteln, Futtermitteln, 
kosmetischen Mitteln und Bedarfsgegenständen 
vor Täuschung, auch vor für die Verbraucherin- 
nen und Verbraucher zum Verzehr ungeeigneten 


* Das Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie 2008/112/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 2008 zur 
Änderung der Richtlinien 76/768/EWG, 88/378/EWG und 1999/13/ 
EG des Rates sowie der Richtlinien 2000/53/EG, 2002/96/EG und 
2004/42/EG des Europäischen Parlaments und des Rates zwecks ihrer 
Anpassung an die Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 über die Einstu- 
fung, Kennzeichnung und Verpackung von Stoffen und Gemischen 
(ABI. L 345 vom 23.12.2008, S. 68). 


Lebensmitteln oder vor Verwendung ungeeigne- 
ter Bedarfsgegenstände im Sinne des § 2 Ab- 
satz 6 Satz 1 Nummer 1, zu schützen,“. 

b) In Absatz 3 werden die Wörter „Verordnung (EG) 
Nr. 202/2008 (ABI. L 60 vom 5.3.2008, S. 17)“ durch 
die Wörter „Verordnung (EG) Nr. 596/2009 (ABI. 
L 188 vom 18.7.2009, S. 14)“ ersetzt. 

3. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird das Wort „Lebensmittel-Zusatz- 
stoffe“ durch das Wort „Lebensmittelzusatzstoffe“ er- 
setzt. 

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Lebensmittelzusatzstoffe sind Lebensmittel- 
zusatzstoffe im Sinne des Artikels 3 Absatz 2 
Buchstabe a in Verbindung mit Artikel 2 Absatz 2 
der Verordnung (EG) Nr. 1333/2008 des Euro- 
päischen Parlaments und des Rates vom 16. De- 
zember 2008 über Lebensmittelzusatzstoffe 
(ABI. L 354 vom 31.12.2008, S. 16), die durch 
die Verordnung (EU) Nr. 238/2010 (ABI. L 75 
vom 23.3.2010, S. 17) geändert worden ist.“ 

bb) In Satz 2 wird im einleitenden Satzteil das Wort 
„Lebensmittel-Zusatzstoffen“ durch das Wort 
„Lebensmittelzusatzstoffen“ ersetzt. 

cc) Satz 3 wird aufgehoben. 

c) In Absatz 5 Satz 1 und 2 wird jeweils das Wort „Zu- 
bereitungen“ durch das Wort „Gemische“ ersetzt. 

d) In Absatz 6 Satz 1 Nummer 1 wird die Angabe „(ABI. 
EU Nr. L 338 S. 4)“ durch die Wörter „(ABI. L 338 
vom 13.11.2004, S. 4), die durch die Verordnung 
(EG) Nr. 596/2009 (ABI. L 188 vom 18.7.2009, 
S. 14) geändert worden ist“ ersetzt. 

4. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Die Nummern 12 und 13 werden wie folgt gefasst: 

„12. Einzelfuttermittel: Einzelfuttermittel im Sinne 
des Artikels 3 Absatz 2 Buchstabe g der Verord- 
nung (EG) Nr. 767/2009 des Europäischen Par- 
laments und des Rates vom 13. Juli 2009 über 
das Inverkehrbringen und die Verwendung von 
Futtermitteln, zur Änderung der Verordnung 
(EG) Nr. 1831/2003 des Europäischen Parla- 
ments und des Rates und zur Aufhebung der 
Richtlinien 79/373/EWG des Rates, 80/511/ 
EWG der Kommission, 82/471 /EWG des Rates, 
83/228/EWG des Rates, 93/74/EWG des Rates, 
93/113/EG des Rates und 96/25/EG des Rates 
und der Entscheidung 2004/217/EG der Kom- 
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mission (ABI. L 229 vom 1.9.2009, S. 1), die 
zuletzt durch die Verordnung (EU) Nr. 939/2010 
(ABI. L277 vom 21.10.2010, S. 4) geändert 
worden ist, 

13. Mischfuttermittel: Mischfuttermittel im Sinne 
des Artikels 3 Absatz 2 Buchstabe h der Verord- 
nung (EG) Nr. 767/2009,“. 

b) Nummer 1 5 wird wie folgt gefasst: 

„15. Futtermittelzusatzstoffe: Futtermittelzusatz- 

stoffe im Sinne des Artikels 2 Absatz 2 Buch- 
stabe a der Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 
22. September 2003 über Zusatzstoffe zur Ver- 
wendung in der Tierernährung (ABI. L 268 vom 
1 8. 10.2003, S. 29, 2004 L 192, S. 34, 2007 L 98, 

S. 29), die zuletzt durch die Verordnung (EG) 
Nr. 767/2009 (ABI. L 229 vom 1.9.2009, S. 1) 
geändert worden ist,“. 

5. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) ln Nummer 2 wird das Wort „Lebensmittel-Zu- 
satzstoffe“ durch das Wort „Lebensmittelzusatz- 
stoffe“ ersetzt. 

bb) ln Nummer 3 wird das Wort „Zubereitungen“ 
durch das Wort „Gemische“ ersetzt. 

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) Im einleitenden Satzteil werden die Wörter „auch 
in Verbindung mit Absatz 3“ durch die Wörter 
„auch in Verbindung mit § 1 Absatz 3“ ersetzt. 

bb) ln Nummer 2 wird das Wort „Lebensmittel-Zu- 
satzstoffen“ durch das Wort „Lebensmittelzu- 
satzstoffen“ ersetzt. 

6. § 6 wird wie folgt geändert: 

a) ln der Überschrift, in Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe 
a, b und c und Nummer 3 wird jeweils das Wort „Le- 
bensmittel-Zusatzstoffe“ durch das Wort „Lebensmit- 
telzusatzstoffe“ ersetzt. 

b) Folgender Absatz 3 wird angefügt: 

„(3) Die Verordnung (EG) Nr. 1333/2008 und die 
Verordnung (EG) Nr. 1332/2008 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 2008 
über Lebensmittelenzyme und zur Änderung der 
Richtlinie 83/417/EWG des Rates, der Verordnung 
(EG) Nr. 1493/1999 des Rates, der Richtlinie 2000/ 
13/EG des Rates und der Verordnung (EG) Nr. 258/97 
(ABI. L 354 vom 31.12.2008, S. 7) bleiben unbe- 
rührt.“ 

7. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) ln der Überschrift wird das Wort „Lebensmittel-Zu- 
satzstoffe“ durch das Wort „Lebensmittelzusatz- 
stoffe“ ersetzt. 

b) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Im einleitenden Satzteil werden die Wörter „in 
Verbindung mit Absatz 3“ durch die Wörter „in 
Verbindung mit § 1 Absatz 3“ ersetzt. 


bb) ln Nummer 1 wird das Wort „Lebensmittel-Zu- 
satzstoffe“ durch das Wort „Lebensmittelzu- 
satzstoffe“ ersetzt. 

c) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Im einleitenden Satzteil werden die Wörter „in 
Verbindung mit Absatz 3“ durch die Wörter „in 
Verbindung mit § 1 Absatz 3“ ersetzt. 

bb) ln Nummer 1 werden 

aaa) die Wörter „an Lebensmittel-Zusatzstof- 
fen“ durch die Wörter „an Lebensmittel- 
zusatzstoffen“ und 

bbb) die Wörter „für Lebensmittel-Zusatz- 
stoffe“ durch die Wörter „für Lebensmit- 
telzusatzstoffe“ 

ersetzt. 

cc) ln Nummer 2 wird das Wort „Lebensmittel-Zu- 
satzstoffen“ durch das Wort „Lebensmittelzu- 
satzstoffen“ ersetzt. 

8. ln § 8 Absatz 2 Nummer 1 und 2 werden jeweils die 
Wörter „§ 1 Absatz 1 oder 2, jeweils auch in Verbin- 
dung mit Absatz 3,“ durch die Wörter „§ 1 Absatz 1 
Nummer 1 oder 2, jeweils auch in Verbindung mit § 1 
Absatz 3,“ ersetzt. 

9. ln § 9 Absatz 2 Nummer 1 und 2 werden jeweils die 
Wörter „in Verbindung mit Absatz 3“ durch die Wörter 
„in Verbindung mit § 1 Absatz 3“ ersetzt. 

10. § 10 wird wie folgt geändert: 

a) Die Absätze 1 und 2 werden wie folgt gefasst: 

„(1) Es ist verboten, vom Tier gewonnene Le- 
bensmittel in den Verkehr zu bringen, wenn in oder 
auf ihnen Stoffe mit pharmakologischer Wirkung 
oder deren Umwandlungsprodukte vorhanden sind. 
Satz 1 gilt nicht, wenn 

1 . die für die in Satz 1 bezeichneten Stoffe oder de- 
ren Umwandlungsprodukte in einem unmittelbar 
geltenden Rechtsakt der Europäischen Gemein- 
schaft oder der Europäischen Union, insbeson- 
dere 

a) im Anhang der Verordnung (EU) Nr. 3 7/20 1 0 
der Kommission vom 22. Dezember 2009 
über pharmakologisch wirksame Stoffe und 
ihre Einstufung hinsichtlieh der Rückstands- 
höchstmengen in Lebensmitteln tierischen 
Ursprungs (ABI. L 15 vom 20.1.2010, S. 1), 

b) in einem auf Artikel 14 der Verordnung (EG) 
Nr. 470/2009 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 6. Mai 2009 über die 
Schaffung eines Gemeinschaftsverfahrens 
für die Festsetzung von Höchstmengen für 
Rückstände pharmakologisch wirksamer 
Stoffe in Lebensmitteln tierischen Ursprungs, 
zur Aufhebung der Verordnung (EWG) 
Nr. 2377/90 des Rates und zur Änderung der 
Richtlinie 2001/82/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates und der Verord- 
nung (EG) Nr. 726/2004 des Europäischen 
Parlaments und des Rates (ABI. L 152 vom 
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16.6.2009, S. 11) gestützten unmittelbar gel- 
tenden Rechtsakt der Europäischen Union 
oder 

c) in einem auf die Verordnung (EG) Nr. 1831/ 
2003 gestützten unmittelbar geltenden 
Rechtsakt der Europäischen Gemeinschaft 
oder der Europäischen Union, 

festgesetzten Höchstmengen nicht überschritten 
werden, 

2. die in Satz 1 bezeichneten Stoffe oder deren Um- 
wandlungsprodukte 

a) im Anhang der Verordnung (EU) Nr. 37/20 1 0 
oder 

b) in einem auf Artikel 14 der Verordnung (EG) 
Nr. 470/2009 gestützten unmittelbar gelten- 
den Rechtsakt der Europäischen Union 

als Stoffe aufgeführt sind, für die eine Festlegung 
von Höchstmengen nicht erforderlich ist, 

3. für die in Satz 1 bezeichneten Stoffe oder deren 
Umwandlungsprodukte Referenzwerte in einem 
auf Artikel 18 der Verordnung (EG) Nr. 470/ 
2009 gestützten unmittelbar geltenden Rechtsakt 
der Europäischen Union festgelegt worden sind 
und diese unterschritten werden, oder 

4. nach Absatz 4 Nummer 1 Buchstabe a festge- 
setzte Höchstmengen nicht überschritten wer- 
den. 

Die Verordnung (EG) Nr. 396/2005 bleibt unbe- 
rührt. 

(2) Es ist ferner verboten, lebende Tiere im Sinne 
des § 4 Absatz 1 Nummer 1 in den Verkehr zu brin- 
gen, wenn in oder auf ihnen Stoffe mit pharmakolo- 
gischer Wirkung oder deren Umwandlungsprodukte 
vorhanden sind, die 

1. im Anhang Tabelle 2 der Verordnung (EU) 
Nr. 37/2010 als verbotene Stoffe aufgeführt sind, 

2. nicht als Arzneimittel zur Anwendung bei diesen 
Tieren zugelassen oder registriert sind oder, ohne 
entsprechende Zulassung oder Registrierung, 
nicht auf Grund sonstiger arzneimittelrechtlicher 
Vorschriften bei diesen Tieren angewendet wer- 
den dürfen, oder 

3. nicht als Futtermittelzusatzstoffe für diese Tiere 
zugelassen sind.“ 

b) In Absatz 3 wird das Wort „Futtermittel-Zusatz- 
stoffe“ durch das Wort „Futtermittelzusatzstoffe“ 
ersetzt. 

c) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 
aa) In Nummer 1 werden 

aaa) die Wörter „in Verbindung mit Absatz 3“ 
durch die Wörter „in Verbindung mit § 1 
Absatz 3“ ersetzt und 

bbb) folgende Buchstaben d und e angefügt: 

„d) das Inverkehrbringen von Lebensmit- 
teln, in oder auf denen Stoffe mit 


pharmakologischer Wirkung oder de- 
ren Umwandlungsprodukte vorhan- 
den sind, zu verbieten oder zu be- 
schränken, 

e) das Herstellen oder das Behandeln 
von in Buchstabe d bezeichneten 
Lebensmitteln zu verbieten oder zu 
beschränken,“. 

bb) In Nummer 2 werden die Wörter „in Verbin- 
dung mit Absatz 3“ durch die Wörter „in Ver- 
bindung mit § 1 Absatz 3“ ersetzt. 

d) In Absatz 5 wird die Angabe „Absatz 4“ durch die 
Angabe „§ 41 Absatz 4“ ersetzt. 

11. In § 12 Absatz 3 werden die Wörter „Verordnung (EG) 
Nr. 109/2008 (ABI. L 39 vom 13.2.2008, S. 14)“ durch 
die Wörter „Verordnung (EU) Nr. 116/2010 (ABI. L 37 
vom 10.2.2010, S. 16)“ ersetzt. 

12. § 13 wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 1 werden im einleitenden Satzteil die 
Wörter „soweit es zur Erfüllung der in § 1 Absatz 1 
Nummer 1, in den Fällen der Nummer 3, soweit 
diese zu Regelungen über das Herstellen oder Be- 
handeln ermächtigt, und Nummer 4 auch zur Erfül- 
lung der in Absatz 2, stets jeweils auch in Verbin- 
dung mit Absatz 3, genannten Zwecke erforderlich 
ist,“ durch die Wörter „soweit es zur Erfüllung der 
in § 1 Absatz 1 Nummer 1, in den Fällen der Num- 
mer 3, soweit diese zu Regelungen über das Herstel- 
len oder Behandeln ermächtigt, und Nummer 4 auch 
zur Erfüllung der in § 1 Absatz 2, stets jeweils auch 
in Verbindung mit § 1 Absatz 3, genannten Zwecke 
erforderlich ist,“ ersetzt. 

b) In Absatz 3 Satz 1 und den Absätzen 4 und 5 Satz I 
werden jeweils im einleitenden Satzteil die Wörter 
„in Verbindung mit Absatz 3“ durch die Wörter „in 
Verbindung mit § 1 Absatz 3“ ersetzt. 

13. § 14 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden im einleitenden Satzteil die 
Wörter „in Verbindung mit Absatz 3“ durch die 
Wörter „in Verbindung mit § 1 Absatz 3“ ersetzt. 

b) ln Absatz 2 werden 

aa) im einleitenden Satzteil die Wörter „in Verbin- 
dung mit Absatz 3“ durch die Wörter „in Ver- 
bindung mit § 1 Absatz 3“ und 

bb) in Nummer 2 das Wort „müssen“ durch das 
Wort „müssen,“ 

ersetzt. 

c) In Absatz 3 werden die Wörter „in Verbindung mit 
Absatz 3“ durch die Wörter „in Verbindung mit § 1 
Absatz 3“ ersetzt. 

14. In § 17 Absatz 2 Nummer 2 und 3 werden: 

a) jeweils Buchstabe a aufgehoben und 

b) die bisherigen Buchstaben b und c jeweils die neuen 
Buchstaben a und b. 
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15. § 18 wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 1 Satz 4 wird die Angabe „(ABI. EG Nr. 
L 147 S. 1)“ durch die Angabe „(ABI. L 147 vom 
31.5.2001,8. 1)“ ersetzt. 

b) ln Absatz 3 Nummer 1 und 2 werden jeweils die 
Wörter „in Verbindung mit Absatz 3“ durch die 
Wörter „in Verbindung mit § 1 Absatz 3“ ersetzt. 

16. § 19 wird wie folgt gefasst: 

„§ 19 

Verbote zum Schutz vor Täuschung 

Es ist verboten, Futtermittel, deren Kennzeichnung 
oder Aufmachung den Anforderungen des Artikels 1 1 
Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 767/2009 nicht ent- 
spricht, in den Verkehr zu bringen oder für solche Fut- 
termittel allgemein oder im Einzelfall zu werben.“ 

17. § 20 wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 1 werden die Wörter „Futtermitteln, 
ausgenommen Diätfuttermittel,“ durch die Wörter 
„Futtermittelzusatzstoffen oder Vormischungen“ er- 
setzt. 

b) ln Absatz 2 wird das Wort „Futtemiittel“ durch die 
Wörter „Futtermittelzusatzstoffe oder Vormischun- 
gen“ ersetzt. 

c) Folgender Absatz 3 wird angefügt: 

„(3) Artikel 13 Absatz 3 der Verordnung (EG) 
Nr. 767/2009 bleibt unberührt.“ 

18. § 21 wird wie folgt geändert: 

a) Die Absätze 1 und 2 werden aufgehoben; die bishe- 
rigen Absätze 4 und 5 werden die neuen Absätze 1 
und 2. 

b) ln dem neuen Absatz 2 werden die Wörter „im 
Übrigen“ gestrichen. 

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 
aa) Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aaa) ln Nummer 1 Buchstabe a und b wird je- 
weils das Wort „Futtermittel-Zusatzstoff“ 
durch das Wort „Futtermittelzusatzstoff“ 
ersetzt. 

bbb) Nummer 2 wird wie folgt gefasst: 

„2. die einer durch 

a) eine Rechtsverordnung nach § 23 
Nummer 1, 

b) eine Rechtsverordnung nach § 24 
Nummer 1, 

c) eine Rechtsverordnung nach § 24 
Nummer 3, 

d) eine Rechtsverordnung nach § 24 
Nummer 1 1 

festgesetzten Anforderung nicht ent- 
sprechen, oder““. 

bb) ln Satz 2 wird jeweils das Wort „Futtermittel- 
Zusatzstoff“ durch das Wort „Futtermittelzu- 
satzstoff“ ersetzt. 


cc) ln Satz 3 Nummer 2 wird die Angabe „§ 23 
Nummer 3““ durch die Angabe „§ 24 Num- 
mer 3““ ersetzt. 

dd) ln Satz 4 werden die Wörter „in Verbindung mit 
Absatz 3““ durch die Wörter „in Verbindung mit 
§ 1 Absatz 3““ ersetzt. 

19. § 23 wird durch die folgenden §§ 23 und 23a ersetzt: 

„§ 23 

Weitere Ermächtigungen zum Schutz der Gesundheit 

Das Bundesministerium wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates, 
soweit es zur Erfüllung der in § 1 Absatz 1 Nummer 1 , 
2, 3 Buchstabe b oder Nummer 4, jeweils auch in Ver- 
bindung mit § 1 Absatz 3, genannten Zwecke erforder- 
lich ist, 

1 . den Höchstgehalt an unerwünschten Stoffen festzu- 
setzen, 

2. die hygienischen Anforderungen zu erlassen, die eine 
einwandfreie Beschaffenheit der Futtermittel von 
ihrer Herstellung bis zur Vertütterung sicherstellen, 

3. Anforderungen an die Beschaffenheit und Ausstat- 
tung von Räumen, Anlagen und Behältnissen zu 
stellen, in denen Futtermittel hergestellt oder behan- 
delt werden, 

4. die Ausstattung, Reinigung oder Desinfektion der in 
Nummer 3 bezeichneten Räume, Anlagen oder Be- 
hältnisse, der zur Beförderung von Futtermitteln die- 
nenden Transportmittel, der bei einer solchen Beför- 
derung benutzten Behältnisse und Gerätschaften und 
der Ladeplätze sowie die Führung von Nachweisen 
über die Reinigung und Desinfektion zu regeln. 

§23a 

Ermächtigungen zum Schutz der tierischen Gesundheit 
und zur Förderung der tierischen Erzeugung 

Das Bundesministerium wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates, so- 
weit es zur Erfüllung der in § 1 Absatz 1 Nummer 2, 3 
Buchstabe b oder Nummer 4, j eweils auch in Verbindung 
mit § 1 Absatz 3, genannten Zwecke erforderlich ist, 

1. den Höchstgehalt an Mittelrückständen festzuset- 
zen, 

2. Aktionsgrenzwerte für unerwünschte Stoffe festzu- 
setzen, 

3 . den Gehalt oder den Höchstgehalt an Futtermittelzu- 
satzstoffen in Einzelfüttermitteln oder Mischfutter- 
mitteln festzusetzen, 

4. Verwendungszwecke für Diätfuttermitfel fesfzuset- 
zen, 

5. Futtermiftelzusatzstoffe für bestimmte andere Fut- 
termittel zuzulassen, soweit Futtermittelzusatzstoffe 
nach anderen Vorschriften einer Zulassung bedür- 
fen, 

6. Stoffe, die zur Verhütung bestimmter, verbreitet auf- 
tretender Krankheiten von Tieren bestimmt sind, als 
Futtermittelzusatzstoffe zuzulassen. 
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7. vorzuschreiben, dass bestimmte Stoffe als Einzel- 
futtermittel oder Mischfuttermittel nicht in den 
Verkehr gebracht und nicht verfüttert werden dür- 
fen, 

8. das Herstellen, das Verfüttern, das Inverkehrbrin- 
gen oder die Verwendung von bestimmten Futter- 
mitteln oder die Verwendung von Stoffen für die 
Herstellung von Futtermitteln 

a) zu verbieten, 

b) zu beschränken, 

c) von einer Zulassung abhängig zu machen so- 
wie die Voraussetzungen und das Verfahren für 
die Zulassung einschließlich des Rühens der 
Zulassung zu regeln, 

d) von Anforderungen an bestimmte Futtermittel 
hinsichtlich ihrer Auswirkungen auf andere 
Futtermittel und die tierische Erzeugung ab- 
hängig zu machen, insbesondere hinsichtlich 
ihrer Wirksamkeit, Reinheit, Haltbarkeit, Zu- 
sammensetzung und technologischen Beschaf- 
fenheit, ihres Gehaltes an bestimmten Inhalts- 
stoffen, ihres Energiewertes, ihrer Beschaffen- 
heit oder ihrer Zusammensetzung, 

9 . für bestimmte Einzeltuttermittel oder Mischfutter- 
mittel eine Wartezeit festzusetzen und vorzu- 
schreiben, dass innerhalb dieser Wartezeit tieri- 
sche Produkte als Lebensmittel nicht gewonnen 
werden dürfen, 

10. Anforderungen an 

a) Futtermittelzusatzstoffe oder Vormischungen 
hinsichtlich ihrer Auswirkungen auf die Ein- 
zelfuttermittel oder Mischfuttermittel und die 
tierische Erzeugung, insbesondere hinsichtlich 
ihrer Wirksamkeit, Reinheit, Haltbarkeit, Zu- 
sammensetzung und technologischen Beschaf- 
fenheit, 

b) Einzelfuttermittel oder Mischfuttennittel hin- 
sichtlich ihres Gehaltes an bestimmten Inhalts- 
stoffen, ihres Energiewertes, ihrer Beschaffen- 
heit und ihrer Zusammensetzung festzusetzen, 

1 1 . bei dem Herstellen oder Behandeln von Futtermit- 
teln die Verwendung bestimmter Stoffe oder Ge- 
genstände oder die Anwendung bestimmter Ver- 
fahren vorzuschreiben, zu verbieten, zu beschrän- 
ken oder von einer Zulassung abhängig zu ma- 
chen, 

12. das Verwenden von Gegenständen, die dazu be- 
stimmt sind, bei dem Herstellen, Behandeln, In- 
verkehrbringen oder Verfüttern von Futtermitteln 
verwendet zu werden und dabei mit Futtermitteln 
in Berührung zu kommen oder auf diese einwir- 
ken, zu verbieten oder zu beschränken, wenn zu 
befürchten ist, dass gesundheitlich nicht unbe- 
denkliche Anteile eines Stoffs in ein Futtermittel 
übergehen.“ 

20. In § 25 im einleitenden Satzteil, § 28 Absatz 1, § 29 

Absatz 1 und 2 Nummer 1 und 2, § 3 1 Absatz 2, § 32 

Absatz 1, § 33 Absatz 2, § 34 Satz 1, § 36 Satz 1, § 37 


Absatz 1, § 47 Absatz t im einleitenden Satzteil und 
§ 54 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 werden jeweils die 
Wörter „in Verbindung mit Absatz 3“ durch die Wörter 
„in Verbindung mit § 1 Absatz 3“ ersetzt. 

21. In § 26 Satz 1 Nummer 2 und Satz 2 wird jeweils das 
Wort „Zubereitungen“ durch das Wort „Gemische“ er- 
setzt. 

22. § 35 wird wie folgt geändert: 

a) Im einleitenden Satzteil werden die Wörter „in Ver- 
bindung mit Absatz 3“ durch die Wörter „in Verbin- 
dung mit § 1 Absatz 3“ ersetzt. 

b) In Nummer 4 wird der Punkt am Ende durch ein 
Komma ersetzt. 

c) Folgende Nummer 5 wird angefügt: 

„5. vorzuschreiben, dass derjenige, der bestimmte 
Erzeugnisse herstellt, behandelt, einführt oder 
in den Verkehr bringt, bestimmte Informatio- 
nen, insbesondere über die Verwendung der Er- 
zeugnisse, bereitzuhalten oder der zuständigen 
Behörde auf Aufforderung zu übermitteln hat, 
sowie Inhalt, Art und Weise und Beschränkun- 
gen des Bereithaltens zu regeln.“ 

23. Nach § 38 wird folgender § 38a eingefügt: 

„§ 38a 

Übermittlung von Daten über den Intemethandel 

(1) Das Bundeszentralamt für Steuern übemiittelt 
nach Maßgabe des Satzes 2 oder 3 zur Unterstützung 
der den Ländern obliegenden Überwachung der Einhal- 
tung der Vorschriften 

1. dieses Gesetzes, 

2. der auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechts- 
verordnungen und 

3. der unmittelbar geltenden Rechtsakte der Europäi- 
schen Gemeinschaft oder der Europäischen Union 
im Anwendungsbereich dieses Gesetzes 

den zuständigen Behörden der Länder auf deren Anfor- 
derung die ihm aus der Beobachtung elektronisch ange- 
botener Dienstleistungen nach § 5 Absatz 1 Nummer 17 
des Finanzverwaltungsgesetzes vorliegenden Daten 
über Unternehmen, die diesem Gesetz unterliegende 
Erzeugnisse oder mit Lebensmitteln verwechselbare 
Produkte im Internet anbieten. Die Anforderungen sind 
über das Bundesamt für Verbraucherschutz und Le- 
bensmittelsicherheit an das Bundeszentralamt für Steu- 
ern zu richten; das Bundeszentralamt für Steuern über- 
mittelt die Daten an das Bundesamt für Verbraucher- 
schutz und Lebensmittelsicherheit, das die Daten den 
anfordemden Behörden weiterleitet. Soweit die Länder 
für den Zweck des Satzes 1 eine gemeinsame Stelle ein- 
richten, ergeht die Anforderung durch diese Stelle und 
sind die in Satz 1 bezeichneten Daten dieser Stelle zu 
übermitteln; diese Stelle leitet die übermittelten Daten 
den zuständigen Behörden weiter. 

(2) Daten im Sinne des Absatzes 1 Satz I sind 

1. der Name, die Anschrift und die Telekommunika- 
tionsinformationen des Unternehmens 
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2. das eindeutige Ordnungsmerkmal, die Domain- 
informationen und die Landzuordnung, 

3. die betroffenen Erzeugnisse oder mit Lebensmitteln 
verwechselbare Produkte. 

(3) Das Bundesamt für Verbraucherschutz und Le- 
bensmittelsicherheit und die Stelle im Sinne des Absat- 
zes 1 Satz 3 haben die ihnen übermittelten Daten unver- 
züglich nach der Weiterleitung an die zuständigen Be- 
hörden zu löschen. Die zuständigen Behörden haben 
die Daten zu löschen, soweit sie nicht mehr erforderlich 
sind, spätestens jedoch mit Ablauf des dritten Jahres 
nach der Übermittlung an sie. Die Frist des Satzes 2 gilt 
nicht, wenn wegen eines anhängigen Bußgeldverfah- 
rens, staatsanwaltlichen Ermittlungsverfahrens oder ge- 
richtlichen Verfahrens eine längere Aufbewahrung er- 
forderlich ist; in diesem Falle sind die Daten mit rechts- 
kräftigem Abschluss des Verfahrens zu löschen. 

(4) Das Bundesministerium wird ermächtigt, im Ein- 
vernehmen mit dem Bundesministerium der Finanzen 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundes- 
rates die Einzelheiten des Verfahrens der Datenüber- 
mittlung zu regeln.“ 

24. § 39 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 2 Nummer 5 und in Absatz 8 Satz 1 
werden jeweils die Wörter „in Verbindung mit 
Absatz 3“ durch die Wörter „in Verbindung mit § 1 
Absatz 3“ ersetzt. 

b) In Absatz 2 Satz 3 werden die Wörter „Verordnung 
(EG) Nr. 1029/2008 (ABI. L 278 vom 21.10.2008, 
S. 6)“ durch die Wörter „Verordnung (EG) Nr. 596/ 
2009 (ABI. L 188 vom 18.7.2009, S. 14)“ ersetzt. 

c) In Absatz 4 werden die Wörter „Absätze 1 bis 3 
Satz 1 und 2“ durch die Wörter „Absätze 1 und 2 
Satz 1 und 2“ ersetzt. 

d) In Absatz 6 Satz 1 werden die Wörter „durch 
Rechtsverordnung nach § 23 Numiuer 1 Buchsta- 
be a festgesetzten Höchstgehalten für Futtermittel 
oder durch Rechts Verordnung nach § 23 Nummer 2 
festgesetzten Aktionsgrenzwerten“ durch die Wör- 
ter „festgesetzten Höchstgehalten an unerwünschten 
Stoffen oder Aktionsgrenzwerten“ ersetzt. 

e) In Absatz 8 Satz 1 werden die Wörter „Verordnung 
(EG) Nr. 219/2009 (ABI. L 87 vom 31.3.2009, 
S. 109)“ durch die Wörter „Verordnung (EU) 
Nr. 558/2010 (ABI. L 159 vom 25.6.2010, S. 18)“ 
ersetzt. 

25. § 41 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) Im einleitenden Satzteil werden die Wörter 
„nachgewiesen wurde“ durch die Wörter 
„nachgewiesen worden ist“ ersetzt. 

bb) Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 

„1. Stoffe, die im Anhang Tabelle 2 der VO 
(EU) Nr. 37/2010 der Kommission vom 
22. Dezember 2009 als verbotene Stoffe 
aufgeführt sind, oder“. 


b) ln Absatz 6 Satz 2 werden die Wörter „Artikel 3 
Absatz 1 der Richtlinie 93/99/EWG des Rates vom 
29. Oktober 1993 über zusätzliche Maßnahmen im 
Bereich der amtlichen Lebensmittelüberwachung 
(ABI. EG Nr. L 290 S. 14)“ durch die Wörter „Arti- 
kel 12 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 882/2004“ 
ersetzt. 

26. § 42 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

a) ln Nummer 4 wird der zweite Halbsatz gestrichen. 

b) Die folgenden Sätze werden angefügt: 

„Im Falle des Satzes 1 Nummer 4 dürfen folgende 
personenbezogene Daten aufgenommen oder aufge- 
zeichnet werden, soweit dies zur Sicherung von Be- 
weisen erforderlich ist: 

1 . Name, Anschrift und Markenzeichen des Unter- 
nehiuers, 

2. Namen von Beschäftigten. 

Die Aufnahmen oder Aufzeichnungen sind zu ver- 
nichten, soweit sie nicht mehr erforderlich sind, spä- 
testens jedoch mit Ablauf des dritten Jahres nach 
ihrer Aufnahme oder Aufzeichnung. Die Frist des 
Satzes 3 gilt nicht, werm wegen eines anhängigen 
Bußgeldverfahrens, staatsanwaltlichen Ermittlungs- 
verfahrens oder gerichtlichen Verfahrens eine län- 
gere Aufbewahrung erforderlich ist, in diesem Falle 
sind die Aufnahmen oder Aufzeichnung mit rechts- 
kräftigem Abschluss des Verfahrens zu vernichten.“ 

27. In § 43 Absatz 1 Satz 2 werden die Wörter „in Rechts- 
verordnungen“ durch die Wörter „in unmittelbar gel- 
tenden Rechtsakten der Europäischen Gemeinschaft 
oder der Europäischen Union oder in Rechtsverordnun- 
gen“ ersetzt. 

28. § 44 wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 3 Satz 1 Numiuer 1 und Satz 2 Nummer 2 
werden jeweils nach der Angabe „Verordnung (EG) 
Nr. 178/2002“ die Wörter „auch in Verbindung mit 
Artikel 5 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 767/ 
2009,“ eingefügt. 

b) In Absatz 4 Satz 1 werden die Wörter „für die Über- 
wachung“ gestrichen. 

c) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 4a eingefügt: 

„(4a) Hat der Verantwortliche eines Labors, das 
Analysen bei Lebensmitteln durchführt, auf Grund 
einer von dem Labor erstellten Analyse einer im 
Inland von einem Lebensmittel gezogenen Probe 
Grund zu der Annahme, dass das Lebensmittel einem 
Verkehrsverbot nach Artikel 14 Absatz 1 der Verord- 
nung (EG) Nr. 178/2002 unterliegt, so hat er die 
zuständige Behörde von dem Zeitpunkt und dem 
Ergebnis der Analyse, der angewandten Analysen- 
methode und dem Auftraggeber der Analyse unver- 
züglich schriftlich oder elektronisch zu unterrichten.“ 

d) Absatz 5 wird wie folgt geändert: 
aa) Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aaa) Die Wörter „Artikel 20 Absatz 1 Satz 1 
der Verordnung (EG) Nr. 178/2002“ wer- 
den durch die Wörter „Artikel 20 Ab- 
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29. Nach § 44 wird folgender § 44a eingefugt: 


Satz 1 Satz 1 der Verordnung (EG) 
Nr. 178/2002, auch in Verbindung mit 
Artikel 5 Absatz 1 der Verordnung (EG) 
Nr. 767/2009,“ ersetzt. 

bbb) Die Wörter „Artikel 15 Absatz 1 der Ver- 
ordnung (EG) Nr. 178/2002“ werden 
durch die Wörter „Artikel 15 Absatz 1 der 
Verordnung (EG) Nr. 178/2002, auch in 
Verbindung mit Artikel 4 Absatz 1 Unter- 
absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 767/ 
2009,“ ersetzt. 

ccc) Die Wörter „für die Überwachung“ wer- 
den gestrichen. 

bb) In Satz 3 Nummer 2 werden die Wörter „Arti- 
kel 15 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 178/ 
2002“ durch die Wörter „Artikel 15 Absatz 1 
der Verordnung (EG) Nr. 178/2002, auch in 
Verbindung mit Artikel 4 Absatz 1 Unterab- 
satz 2 der Verordnung (EG) Nr. 767/2009,“ er- 
setzt. 

e) Nach Absatz 5 wird folgender Absatz 5a eingefügt: 

„(5a) Hat der Verantwortliche eines Labors, das 
Analysen bei Futtermitteln durchfuhrt, auf Grund 
einer von dem Labor erstellten Analyse einer im In- 
land von einem Futtermittel gezogenen Probe Grund 
zu der Annahme, dass das Futtermittel einem Ver- 
kehrsverbot nach Artikel 15 Absatz 1 der Verord- 
nung (EG) Nr. 178/2002 unterliegt, so hat er die für 
die zuständige Behörde von dem Zeitpunkt und dem 
Ergebnis der Analyse, der angewandten Analysen- 
methode und dem Auftraggeber der Analyse unver- 
züglich schriftlich oder elektronisch zu unterrich- 
ten.“ 

f) Absatz 6 wird wie folgt geändert: 

aa) ln Satz 1 werden die Nummern 1 und 2 durch 
folgende Nummer 1 , 2 und 3 ersetzt: 

„1. Unterrichtung nach Artikel 19 Absatz 1 
oder 3 Satz 1 der Verordnung (EG) Nr. 178/ 
2002 oder Artikel 20 Absatz 1 oder 3 Satz 
1 der Verordnung (EG) Nr. 178/2002, auch 
in Verbindung mit Artikel 5 Absatz 1 der 
Verordnung (EG) Nr. 767/2009, oder nach 
Absatz 4a oder Absatz 5a, 

2. Übermittlung nach Absatz 3 Satz 1 oder 
nach Artikel 1 8 Absatz 3 Satz 2 der Verord- 
nung (EG) Nr. 178/2002, auch in Verbin- 
dung mit Artikel 5 Absatz 1 der Verord- 
nung (EG) Nr. 767/2009, 

3. Übermittlung nach Artikel 17 Absatz 2 
Satz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1935/ 
2004.“ 

bb) In Satz 3 werden die Wörter „Artikel 20 Ab- 
satz 1 oder 3 Satz 1 der Verordnung (EG) 
Nr. 178/2002“ durch die Wörter „Artikel 20 
Absatz 1 oder 3 Satz 1 der Verordnung (EG) 
Nr. 178/2002, auch in Verbindung mit Artikel 5 
Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 767/2009,“ 
ersetzt. 


„§ 44a 

Mitteilungs- und Übermittlungspflichten 
über Untersuchungsergebnisse zu gesundheitlich 
nicht erwünschten Stoffen 

(1) Ein Lebensmitteluntemehmer oder ein Futtermit- 
telunternehmer ist verpflichtet, unter Angabe seines 
Namens und seiner Anschrift ihm vorliegende Untersu- 
chungsergebnisse über Gehalte an gesundheitlich nicht 
erwünschten Stoffen wie Pflanzenschutzmitteln, Stof- 
fen mit pharmakologischer Wirkung, Schwermetallen, 
Mykotoxinen und Mikroorganismen in und auf Lebens- 
mitteln oder Futtermitteln nach näherer Bestimmung ei- 
ner Rechtsverordnung nach Absatz 3 den zuständigen 
Behörden mitzuteilen, sofern sich eine solche Ver- 
pflichtung nicht bereits aus anderen Rechtsvorschriften 
ergibt. Eine Mitteilung nach Satz 1 darf nicht zur straf- 
rechtlichen Verfolgung des Mitteilenden oder für ein 
Verfahren nach dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten 
gegen den Mitteilenden verwendet werden. 

(2) Die zuständigen Behörden der Länder übermit- 
teln nach näherer Bestimmung einer Rechtsverordnung 
nach Absatz 3 in anonymisierter Fonn die ihnen vorlie- 
genden Untersuchungsergebnisse über Gehalte an ge- 
sundheitlich nicht erwünschten Stoffen in oder auf Le- 
bensmitteln oder Futtermitteln an das Bundesamt für 
Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit, sofern 
sich eine solche Verpflichtung nicht bereits auf Grund 
anderer Rechtsvorschriften ergibt. Das Bundesamt für 
Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit erstellt 
vierteljährlich einen Bericht über Gehalte an gesund- 
heitlich nicht erwünschten Stoffen in oder auf Lebens- 
mitteln oder Futtermitteln. 

(3) Das Bundesministerium wird ennächtigt, im Ein- 
vernehmen mit dem Bundesministerium für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit durch Rechtsver- 
ordnung mit Zustimmung des Bundesrates, soweit es 
zur Erfüllung der in § 1 Absatz 1 Nummer 1 oder 4 
Buchstabe a Doppelbuchstabe aa, auch in Verbindung 
mit § 1 Absatz 3, genannten Zwecke erforderlich ist, 

1. die Stoffe zu bestimmen, für die die Mitteilungs- 
pflicht nach Absatz 1 besteht, 

2. das Nähere über Zeitpunkt, Art, Form und Inhalt der 
Mitteilung nach Absatz 1 und der Übermittlung 
nach Absatz 2 zu regeln.“ 


a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert: 
aa) Nummer 2 wird wie folgt gefasst: 

„2. Vorschriften 

a) über die Art und Weise der Unter- 
suchung oder Verfahren zur Untersu- 
chung von Erzeugnissen, einschließlich 
lebender Tiere im Sinne des § 4 Ab- 
satz 1 Nummer 1, auch in den Fällen 
der Nummer 1 Buchstabe b, einschließ- 
lich der Probenahmeverfahren und der 
Analysemethoden, zu erlassen, 


30. § 46 wird wie folgt geändert: 
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b) über die Art der Probenahme zu treffen 
und die Einzelheiten des Verfahrens 
hierfür zu regeln,“. 

bb) ln Nummer 5 werden 

aaa) nach den Wörtern „der Hersteller eines 
Erzeugnisses oder eines mit einem Le- 
bensmittel verwechselbaren Produkts“ die 
Wörter „oder ein anderer für ein Erzeug- 
nis oder für ein mit einem Lebensmittel 
verwechselbaren Produkt nach diesem 
Gesetz, den auf Grund dieses Gesetzes er- 
lassenen Rechtsverordnungen oder den 
unmittelbar geltenden Rechtsakten der 
Europäischen Gemeinschaft oder der Eu- 
ropäischen Union im Anwendungsbereich 
dieses Gesetzes Verantwortlicher“ und 

bbb) nach den Wörtern „entnommen wurde,“ 
die Wörter „oder eine Probenahme“ 

eingefügt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aaa) ln Nummer 1 Buchstabe a werden nach 
den Wörtern „von Erzeugnissen“ die 
Wörter „oder zu ihrer Herstellung oder 
Behandlung bestimmten Stoffe“ einge- 
fügt. 

bbb) ln Nummer 2 Buchstabe b wird die An- 
gabe „Nummer 1“ durch die Angabe 
„Buchstabe a“ ersetzt. 

ccc) ln Nummer 3 wird der Punkt am Ende 
durch ein Komma ersetzt. 

ddd) Folgende Nummer 4 wird angefügt: 

„4. das Inverkehrbringen von bestimm- 
ten Erzeugnissen von einer Anzeige 
abhängig zu machen sowie das Ver- 
fahren hierfür zu regeln.“ 

bb) Folgender Satz wird angefügt: 

„ln Rechtsverordnungen nach Satz 1 Nummer 4 
kann bestimmt werden, dass die zuständige Be- 
hörde für die Durchführung des Anzeigeverfah- 
rens, einschließlich einer Weiterleitung von An- 
zeigen an die zuständigen Behörden der Länder 
und das Bundesministerium, das Bundesamt für 
Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit 
ist.“ 

c) Absatz 3 wird aufgehoben. 

31. § 49 wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 4 wird die Angabe „§ 24b“ durch die An- 
gabe „§ 26“ ersetzt. 

b) Nach Absatz 4 wird Absatz 5 eingefügt: 

„(5) Für die Zwecke des Artikels 15 Absatz 1 
Satz 1 der Verordnung (EG) Nr. 882/2004 übermit- 
teln die nach § 55 Absatz 1 Satz 1 zuständigen Zoll- 
stellen auf Ersuchen der nach § 39 Absatz 1 Satz 1 
zuständigen Behörden diesen die zur Überwachung 


erforderlichen Daten über das Eintreffen oder den 
voraussichtlichen Zeitpunkt des Eintreffens eines 
bestimmten, durch Risikoanalyse der ersuchenden 
Behörden ermittelten, 

1 . Lebensmittels nicht tierischen Ursprungs oder 

2. Futtennittels nicht tierischen Ursprungs. 

Insbesondere die Daten über die Menge, das Her- 
kunftsland, den Einführer, den Hersteller oder einen 
anderen auf Grund dieses Gesetzes, der auf Grund 
dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen 
oder der unmittelbar geltenden Rechtsakten der Eu- 
ropäischen Gemeinschaft oder der Europäischen 
Union Verantwortlichen (sonstiger Verantwortli- 
cher) und über das Transportunternehmen sind zu 
übermitteln. Die Daten der Einführer, Hersteller und 
sonstigen Verantwortlichen und des Transportunter- 
nehmens umfassen deren Name, Anschrift und Tele- 
kommunikationsinfonnationen, soweit der ersuch- 
ten Behörde die Daten im Rahmen ihrer Mitwirkung 
bei der Überwachung vorliegen. Die Einzelheiten 
des Verfahrens zur Durchführung der Sätze 1 und 2 
werden durch das Bundesministerium im Einver- 
nehmen mit dem Bundesministerium der Finanzen 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun- 
desrates geregelt." 

c) Der bisherige Absatz 5 wird neuer Absatz 6. 

32. § 56 wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 1 Satz 1 und Absatz 4, jeweils im einlei- 
tenden Satzteil, werden jeweils die Wörter „in Ver- 
bindung mit Absatz 3“ durch die Wörter „in Verbin- 
dung mit § 1 Absatz 3“ ersetzt. 

b) ln Absatz 3 Satz 2 werden nach dem Wort „Bundes- 
anzeiger“ die Wörter „oder im elektronischen Bun- 
desanzeiger“ eingefügt. 

33. § 57 wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 2 Nummer 2 wird die Angabe „Buchsta- 
be a“ gestrichen. 

b) ln Absatz 3 werden die Wörter „§ 23 Nummer 1 
Buchstabe b“ durch die Angabe „§ 23a Nummer 1“ 
ersetzt. 

34. § 58 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
aa) Nummer 4 wird wie folgt gefasst: 

„4. entgegen § 10 Absatz 1 Satz 1, auch in Ver- 
bindung mit einer Rechtsverordnung nach 
§ 10 Absatz 4 Nummer 2, oder entgegen 
§ 10 Absatz 3 Nummer 2 ein Lebensmittel 
in den Verkehr bringt,“. 

bb) Nummer 17 wird wie folgt gefasst: 

„17. einer vollziehbaren Anordnung 

a) nach Artikel 54 Absatz 1 Satz 1 der 
Verordnung (EG) Nr. 882/2004 des 
Europäischen Parlaments und des Ra- 
tes vom 29. April 2004 über amtliche 
Kontrollen zur Überprüfung der Ein- 
haltung des Lebensmittel- und Futter- 
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mittelrechts sowie der Bestimmungen 
über Tiergesundheit und Tierschutz 
(ABI. L 165 vom 30.4.2004, S. 1), die 
zuletzt durch die Verordnung (EG) 
Nr. 596/2009 (ABI. L 188 vom 18.7. 
2009, S. 14) geändert worden ist, die 
der Durchführung eines in § 39 Ab- 
satz 7 Nummer 1, 2 oder Nummer 3, 
soweit sich Nummer 3 auf die §§ 5 
und 17 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 be- 
zieht, bezeichneten Verbots dient, oder 

b) nach § 39 Absatz 2 Satz 1, die der 
Durchführung eines in § 39 Absatz 7 
bezeichneten Verbots dient, 

zuwiderhandelt oder“. 

cc) ln Nummer 18 werden die Wörter „§ 10 Ab- 
satz 4 Nummer 1 Buchstabe b“ durch die 
Wörter „§ 10 Absatz 4 Nummer 1 Buchstabe b, 
d oder Buchstabe e“ ersetzt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Im einleitenden Satzteil werden die Wörter 
„Verordnung (EG) Nr. 202/2008 (ABI. L 60 
vom 5.3.2008, S. 17)“ durch die Wörter „Ver- 
ordnung (EG) Nr. 596/2009 (ABI. L 188 vom 
18.7.2009, S. 14)“ ersetzt. 

bb) Nummer 2 wird wie folgt gefasst: 

„2. entgegen Artikel 15 Absatz 1 in Verbin- 
dung mit Absatz 2 Spiegelstrich 1, soweit 
sich dieser auf die Gesundheit des Men- 
schen bezieht, jeweils auch in Verbindung 
mit Artikel 4 Absatz 1 Unterabsatz 2 der 
Verordnung (EG) Nr. 767/2009 des Euro- 
päischen Parlaments und des Rates vom 
13. Juli 2009 über das Inverkehrbringen 
und die Verwendung von Futtermitteln, zur 
Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1831/ 
2003 des Europäischen Parlaments und des 
Rates und zur Aufhebung der Richtlinien 
79/373/EWG des Rates, 80/511/EWG der 
Kommission, 82/471 /EWG des Rates, 83/ 
228/EWG des Rates, 93/74/EWG des 
Rates, 93/113/EG des Rates und 96/25/EG 
des Rates und der Entscheidung 2004/217/ 
EG der Kommission (ABI. L 229 vom 
1.9.2009, S. T), die zuletzt durch die Ver- 
ordnung (EU) Nr. 939/2010 (ABI. L 277 
vom 21.10.2010, S. 4) geändert worden ist, 
ein Futtermittel in den Verkehr bringt oder 
verfüttert.“ 

c) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 2a eingefügt: 

„(2a) Ebenso wird bestraft, wer 

1. gegen die Verordnung (EG) Nr. 1334/2008 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 
1 6. Dezember 2008 über Aromen und bestimmte 
Lebensmittelzutaten mit Aromaeigenschaften 
zur Verwendung in und auf Lebensmitteln 
sowie zur Änderung der Verordnung (EWG) 
Nr. 1601/91 des Rates, der Verordnungen (EG) 


Nr. 2232/96 und (EG) Nr. 110/2008 und der 
Richtlinie 2000/13/EG (ABI. L 354 vom 
31.12.2008, S. 34) verstößt, indem er 

a) entgegen Artikel 5 in Verbindung mit An- 
hang III oder Anhang IV ein Aroma oder ein 
Lebensmittel in den Verkehr bringt, 

b) entgegen Artikel 6 Absatz 1 einen dort be- 
zeichneten Stoff zusetzt, 

c) entgegen Artikel 7 einen Ausgangsstoff, ein 
Aroma oder eine Lebensmittelzutat verwen- 
det oder 

2. entgegen Artikel 1 Absatz 1 Unterabsatz 1 der 
Verordnung (EG) Nr. 124/2009 der Kommission 
vom 10. Februar 2009 zur Festlegung von 
Höchstgehalten an Kokzidiostatika und Histo- 
monostatika, die in Lebensmitteln aufgrund un- 
vermeidbarer Verschleppung in Futtermittel für 
Nichtzieltierarten vorhanden sind (ABI. L 40 
vom 11.2.2009, S. 7), ein Lebensmittel in Ver- 
kehr bringt.“ 

35. § 59 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In den Nummern 1 und 3 wird jeweils das Wort 
„Lebensmittel-Zusatzstoff‘ durch das Wort 
„Lebensmittelzusatzstoff ‘ ersetzt. 

bb) Nummer 11 wie folgt gefasst: 

„11. entgegen § 19 ein Futtermittel in den Ver- 
kehr bringt oder für ein Futtermittel 
wirbt,“. 

cc) In Nummer 19 Buchstabe b werden die Wörter 
„eine Zubereitung“ durch die Wörter „ein Ge- 
misch“ ersetzt. 

dd) In Nummer 21 Buchstabe a werden die Wörter 
„§ 13 Absatz 1 Nummer 3, 4, 5 oder 6“ durch 
die Wörter „§ 13 Absatz 1 Nummer 4, 5 oder 
Nummer 6“ ersetzt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 2 werden die Wörter „mischt oder“ 
durch das Wort „mischt,“ ersetzt. 

bb) In Nummer 3 werden die Wörter „Verordnung 
(EG) Nr. 109/2008 (ABI. L 39 vom 13.2.2008, 
S. 14)“ durch die Wörter „Verordnung (EU) 
Nr. 116/2010 (ABI. L 37 vom 10.2.2010, 
S. 16)“ und der Punkt am Ende durch ein 
Komma ersetzt. 

cc) Nach Nummer 3 werden die folgenden Num- 
mern angefügt: 

„4. entgegen Artikel 4 der Verordnung (EG) 
Nr. 1332/2008 des Europäischen Parla- 
ments und des Rates vom 16. Dezember 
2008 über Lebensmittelenzyme und zur 
Änderung der Richtlinie 83/417/EWG des 
Rates, der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 
des Rates, der Richtlinie 2000/ 13/EG 
des Rates sowie der Verordnung (EG) 
Nr. 258/97 (ABI. L 354 vom 31.12.2008, 
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S. 7) ein Lebensmittelenzym als solches in 
den Verkehr bringt oder in Lebensmitteln 
verwendet, 

5. gegen die Verordnung (EG) Nr. 1333/2008 
des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 16. Dezember 2008 über 
Lebensmittelzusatzstoffe (ABI. L 354 vom 
31.12.2008, S. 16), die durch die Verord- 
nung (EU) Nr. 238/2010 (ABI. L 75 vom 
23.3.2010, S. 17) geändert worden ist, ver- 
stößt, indem er 

a) entgegen Artikel 4 Absatz 1 einen 
Lebensmittelzusatzstoff als solchen in 
den Verkehr bringt oder in Lebensmit- 
teln verwendet, 

b) entgegen Artikel 4 Absatz 2 einen 
Lebensmittelzusatzstoff in Lebensmit- 
telzusatzstoffen, -enzymen oder -aro- 
men verwendet, oder 

c) entgegen Artikel 5 in Verbindung mit 
aa) Artikel 15, 

bb) Artikel 16, 
cc) Artikel 17 oder 
dd) Artikel 18 

einen Lebensmittelzusatzstoff oder ein 
Lebensmittel in den Verkehr bringt oder 

6. gegen die Verordnung (EG) Nr. 1334/2008 
verstößt, indem er 

a) entgegen Artikel 5 in Verbindung mit 
Artikel 4 ein Aroma oder ein Lebens- 
mittel in Verkehr bringt, wenn die Tat 
nicht in § 58 Absatz 2a Nummer 1 
Buchstabe a mit Strafe bedroht ist, oder 

b) entgegen Artikel 10 ein Aroma oder 
einen Ausgangsstoff verwendet.“ 

36. § 60 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Die Nummern 6 bis 17 werden durch die fol- 
genden Nummern 6 bis 13 ersetzt: 

„6. entgegen § 2 1 Absatz 1 in Verbindung mit 
einer Rechtsverordnung nach § 23a Num- 
mer 10 Buchstabe a eine Vormischung in 
den Verkehr bringt, 

7. entgegen § 21 Absatz 2 in Verbindung mit 
einer Rechtsverordnung nach § 23a Num- 
mer 10 Buchstabe b Einzelfuttermittel oder 
Mischfuttermittel in den Verkehr bringt, 

8. entgegen § 21 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 
Buchstabe b ein Futtermittel in den Verkehr 
bringt oder verfuttert, 

9. entgegen § 21 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 
Buchstabe a in Verbindung mit einer Rechts- 
verordnung nach § 23 Nummer 1 Futtermit- 
tel in den Verkehr bringt oder verfuttert. 


10. entgegen § 21 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 

Buchstabe b in Verbindung mit einer 

Rechtsverordnung nach § 23a Nummer 1 
Futtermittel in den Verkehr bringt, 

1 1 . entgegen § 2 1 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 

Buchstabe c in Verbindung mit einer 

Rechtsverordnung nach § 23a Nummer 3 
Futtermittel in den Verkehr bringt oder ver- 
füttert, 

12. entgegen § 21 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 

Buchstabe d in Verbindung mit einer 

Rechtsverordnung nach § 23 a Nummer 11 
Futtermittel in den Verkehr bringt oder ver- 
füttert, 

13. entgegen § 21 Absatz 3 Satz 1 Nummer 3 
ein Futtermittel in den Verkehr bringt oder 
verfüttert,“. 

bb) Nummer 22 wird durch die folgenden Num- 
mern 22 und 22a ersetzt: 

„22. entgegen § 44 Absatz 4 Satz 1 oder Satz 2, 
Absatz 4a oder Absatz 5 Satz 1 oder Satz 2 
oder Absatz 5a die zuständige Behörde 
nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder 
nicht rechtzeitig unterrichtet, 

22a. entgegen § 44a Absatz 1 Satz 1 in Verbin- 
dung mit einer Rechtsverordnung nach 
§ 44a Absatz 3 oder in Verbindung mit § 75 
Absatz 4 Satz 1 Nummer 1 und 2 eine Mit- 
teilung nicht, nicht richtig, nicht vollstän- 
dig oder nicht rechtzeitig macht,“. 

cc) ln Nummer 25 werden die Wörter „§ 23 Num- 
mer 1 Buchstabe a“ durch die Angabe „§ 23 
Nummer 1“ ersetzt. 

dd) ln Nummer 26 Buchstabe a werden die Wörter 
„§ 13 Absatz 4 Nummer 1 Buchstabe d, e, f 
oder g“ durch die Wörter „§ 13 Absatz 1 
Nummer 3 oder Absatz 4 Nummer 1 Buchsta- 
be d, e, f oder Buchstabe g“ und die Wörter 
„§ 23 Nummer 5 bis 10 oder Nummer 12 bis 
16“ durch die Wörter „§ 23 Nummer 2 bis 4, 
§ 23 a Nummer 5 bis 9 oder Nummer 12“ sowie 
die Angabe „§ 35 Nummer 1“ durch die Wörter 
„§ 35 Nummer 1 oder Nummer 5“ ersetzt. 

b) Absatz 3 Nummer 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Buchslabe a werden nach dem Wort „be- 
zieht,“ die Wörter „, jeweils auch in Verbin- 
dung mit Artikel 4 Absatz 1 Unterabsatz 2 der 
Verordnung (EG) Nr. 767/2009,“ eingefügt. 

bb) In Buchslabe b werden nach den Wörtern „Ab- 
satz 3 Satz 1“ die Wörter „, jeweils auch in Ver- 
bindung mit Artikel 5 Absatz 1 der Verordnung 
(EG) Nr. 767/2009,“ eingefügt. 

cc) In Buchslabe c werden nach den Wörtern „Arti- 
kel 18 Absatz 3 Satz 2“ die Wörter „, auch in 
Verbindung mit Artikel 5 Absatz 1 der Verord- 
nung (EG) Nr. 767/2009, “ eingefügt. 
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dd) ln Buchstabe e werden nach den Wörtern „Arti- 
kel 20 Absatz 3 Satz 1“ die Wörter auch in 
Verbindung mit Artikel 5 Absatz 1 der Verord- 
nung (EG) Nr. 767/2009,“ eingefügt. 

ee) ln Buchstabe f werden nach den Wörtern „Arti- 
kel 20 Absatz 3 Satz 2“ die Wörter „, auch in 
Verbindung mit Artikel 5 Absatz 1 der Verord- 
nung (EG) Nr. 767/2009,“ eingefügt. 

hh) In Buchstabe g werden nach den Wörtern „Ar- 
tikel 20 Abs. 1 Satz 1“ die Wörter „, auch in 
Verbindung mit Artikel 5 Absatz 1 der Verord- 
nung (EG) Nr. 767/2009,“ eingefügt. 

c) In Absatz 5 Nummer 2 werden die Wörter „des Ab- 
satzes 2 Nr. 1 bis 18“ durch die Wörter „des Absat- 
zes 2 Nummer 1 bis 13, 18“ ersetzt. 

37. In § 64 Absatz 2 Satz 1 werden nach den Wörtern „amt- 
liche Sammlung“ die Wörter „von Verfahren zur Probe- 
nahme und“ eingefügt. 

38. § 68 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 4 wird das Komma am Ende durch 
einen Punkt ersetzt. 

bb) Die Nummer 5 wird aufgehoben. 

b) In Absatz 4 Satz 1 werden 

aa) die Wörter „Nummer 1, 3 und 5“ durch die 
Wörter „Nummer 1 und 3“ ersetzt und 

bb) die Wörter in den Fällen des Absatzes 2 
Nummer 1 und 3“ gestrichen. 

c) In den Absätzen 5 und 7 wird jeweils die Angabe 
„und 5“ gestrichen. 

39. § 69 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 1 werden die Wörter „§ 21 Ab- 
satz 2, 5 und 6 und den durch Rechtsver- 
ordnung nach § 23 Nummer 9 und 10“ durch 
die Wörter „§21 Absatz 1 und 2 und den 
durch Rechtsverordnung nach § 23a Nummer 8 
und 9“ ersetzt. 

bb) In Nummer 2 wird die Angabe „§ 21 Absatz 6“ 
durch die Angabe „§ 2 1 Absatz 2“ ersetzt. 

cc) In Nummer 3 wird der Punkt am Ende durch ein 
Komma ersetzt. 

dd) Nach Nummer 3 wird folgende Nummer 4 an- 
gefügt: 

„4. Ausnahmen von den Vorschriften der Ver- 
ordnung (EG) Nr. 767/2009 nach Maßgabe 
des Artikels 21 Absatz 8 der Verordnung 
(EG) Nr. 767/2009 zulassen; sie unterrichtet 
unverzüglich das Bundesministerium von 
den getroffenen Maßnahmen.“ 

b) Satz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 1 wird das Wort „Futtennittel-Zu- 
satzstoffe“ durch das Wort „Futtermittelzusatz- 
stoffe“ ersetzt. 


bb) In Nummer 2 werden die Wörter „und Absatz 4 
Nummer 1“ gestrichen. 

40. § 70 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 7 werden die folgenden Absätze 8 
und 9 eingefügt: 

„(8) Soweit es zur besseren Lesbarkeit erforder- 
lich ist, wird das Bundesministerium ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des 
Bundesrates in auf Grund dieses Gesetzes erlasse- 
nen Rechtsverordnungen die Einzelvorschriften, 
deren Untergliederungen und die Anlagen mit neuen 
Ordnungszeichen zu versehen und die übrigen Glie- 
derungseinheiten entsprechend anzupassen; inhalt- 
liche Änderungen dürfen dabei nicht vorgenommen 
werden. 

(9) Die Rechtsverordnungen nach den Absätzen 6, 
7 und 8 werden vom Bundesministerium für Um- 
welt, Naturschutz und Reaktorsicherheit im Ein- 
vernehmen mit dem Bundesministerium erlassen, 
soweit Rechtsverordnungen auf Grund des § 1 3 Ab- 
satz 5 oder des § 62 Absatz 2 betroffen sind.“ 

b) Die bisherigen Absätze 8 bis 12 werden die neuen 
Absätze 10 bis 14. 

41. In § 71 Satz 2 werden die Wörter „70 Absatz 1 bis 3 
und 5 bis 7“ durch die Wörter „70 Absatz 1 bis 3 und 
5 bis 9“ ersetzt. 

42. Nach § 74 wird folgender § 75 angefügt: 

„§ 75 

Übergangsregelungen 

(1) Hinsichtlich der Verfolgung von Straftaten sind 
auf Sachverhalte, die vor dem . . . [einsetzen: Datum des 
Inkrafttretens dieses Gesetzes] entstanden sind, § 10 
Absatz 1 Satz 1, Absatz 3 Nummer 2 und § 58 Absatz 1 
Nummer 4 in der bis zum . . . [einsetzen: Datum der Ver- 
kündung dieses Gesetzes] geltenden Fassung weiter an- 
zuwenden. 

(2) Für Sachverhalte, die bis zu dem Tag, der dem 
Datum des Tages 1 8 Monate nach dem Tag der Anwen- 
dung der Gemeinschaftsliste nach Artikel 30 Unter- 
absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1334/2008 ent- 
spricht, entstanden sind, gilt Satz 2. Als Lebensmittel- 
zusatzstoffe gelten nicht zur Verwendung in Lebensmit- 
teln bestimmte Aromen, ausgenommen künstliche 
Aromastoffe im Sinne des Artikels 1 Absatz 2 Buch- 
stabe b Dreifachbuchstabe iii der Richtlinie 88/388 des 
Rates vom 22. Juni 1988 zur Angleichung der Rechts- 
vorschriften der Mitgliedstaaten über Aromen zur Ver- 
wendung in Lebensmitteln und über Ausgangsstoffe für 
ihre Herstellung (ABI. L 184 vom 15.7.1988, S. 61), 
die zuletzt durch die Verordnung (EG) Nr. 1882/2003 
(ABI. L 284 vom 3 1.10. 2003, S. 1) geändert worden ist. 
Das Bundesministerium macht den Tag nach Satz 1 im 
Bundesgesetzblatt bekannt. 

(3) Es sind anzuwenden 

1 . § 59 Absatz 2 Nummer 5 Buchstabe a und c Doppel- 
buchstaben aa, bb und cc im Hinblick auf Artikel 4 
Absatz 1 und Artikel 5 der Verordnung (EG) 
Nr. 1333/2008 ab dem Tag der Anwendung der Ge- 
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meinschaftsliste nach Artikel 4 Absatz 1 der Verord- 
nung (EG) Nr. 1333/2008, 

2. § 59 Absatz 2 Nummer 5 Buchstabe b im Hinblick 
auf Artikel 4 Absatz 2 der Verordnung (EG) 
Nr. 1333/2008 ab dem Tag der Anwendung der Ge- 
meinschaftsliste nach Artikel 4 Absatz 2 der Verord- 
nung (EG) Nr. 1333/2008, 

3. § 59 Absatz 2 Nummer 6 Buchstabe b ab dem Tag, 
der dem Datum des Tages 1 8 Monate nach dem Tag 
der Anwendung der Gemeinschaftsliste nach Arti- 
kel 30 Unterabsatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1334/ 
2008 entspricht, 

4. § 59 Absatz 2 Nummer 4 ab dem Tag der Anwen- 
dung der Gemeinschaftsliste nach Artikel 24 Ab- 
satz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1332/2008. 

(4) Bis zum erstmaligen Erlass einer Rechtsverord- 
nung nach § 44a Absatz 3 gilt Folgendes: 

1 . die Pflicht zur Mitteilung nach § 44a Absatz 1 
Satz 1 besteht für Dioxine und Furane sowie dioxin- 
ähnliche und nicht dioxinähnliche polychlorierte 
Biphenyle, 

2. jede Mitteilung ist unverzüglich schriftlich oder 
elektronisch abzugeben, nach dem der zur Mittei- 
lung Verpflichtete Kenntnis von einer mitteilungs- 
pflichtigen Tatsache erhalten hat, 

3. die zuständigen Behörden der Länder haben die 
ihnen im Sinne des § 44a Absatz 2 vorliegenden 
Untersuchungsergebnisse bis zum 15. Tag eines 
Monats für den Vormonat an das Bundesamt für 
Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit zu 
übermitteln. 

In der in Satz 1 bezeichneten Verordnung ist das Nicht- 
anwenden des Satzes 1 festzustellen. 

(5) Das Bundesministerium für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Verbraucherschutz macht jeweils die 
Tage, ab denen die in Absatz 3 bezeichneten Vorschrif- 
ten anzuwenden sind, im Bundesgesetzblatt bekannt.“ 

Artikel 2 

Änderung des Gesetzes über den Übergang auf 
das neue Lebensmittel- und Futtermittelreeht 

§ 1 des Gesetzes über den Übergang auf das neue Lebens- 
mittel- und Futtermittelrecht vom 1. September 2005 
(BGBl. I S. 2618, 2653), das durch Artikel 3c des Gesetzes 
vom 13. April 2006 (BGBl. I S. 855) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 

1 . Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Nummern 1, 3, 4, 5 und 7 aufge- 
hoben. 

b) Satz 2 wird aufgehoben. 

2. Nach Absatz 1 wird folgender Absatz la eingefügt: 

„(la) Auf Bußgeldverfahren, staatsanwaltschaftliche 
Ermittlungsverfahren oder gerichtliche Verfahren, die 
vor dem . . . [einsetzen: Datum des Inkrafttretens dieses 
Gesetzes] eingeleitet worden sind, sind 


1. die §§ 1 bis 4, 6 Absatz 1 bis 3, § 8 Absatz 1 und 3, 
§§ 9 bis 12 Absatz 1, § 13 Absatz 1 bis 3, §§ 15, 16, 
18, 20, 28, 28a, 29 Absatz 1, 2, 3 Nummer 1 und 
Absatz 4, §§ 29a bis 29c, 30 und 32 des Fleischhy- 
gienegesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 30. Juni 2003 (BGBl. I S. 1242, 1585), das zu- 
letzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 4. November 
2004 (BGBl. I S. 2688, 3657) geändert worden ist, 
und 

2. die§§ Ibis 3, 5 bis 9, 11, 13, 14, 16, 28, 29, 30 Absatz 
1, 2, 3 Nummer 1 und Absatz 4, §§ 30a bis 30c, 31 
und 33a des Geflügelfleischhygienegesetzes vom 
17. Juli 1996 (BGBl. IS. 991), das zuletzt durch Arti- 
kel2des Gesetzes vom 13. Mai 2004 (BGBl. I S. 934) 
geändert worden ist, 

in der bis zum 6. September 2005 geltenden Fassung hin- 
sichtlich der Verfolgung von Straftaten und Ordnungs- 
widrigkeiten weiter anzuwenden.“ 

Artikel 3 

Änderung des BVL-Gesetzes 

§ 2 Absatz 1 Nummer 4 des BVL-Gesetzes vom 6. August 
2002 (BGBl. I S. 3082, 3084), das zuletzt durch das Gesetz 
vom ... * (BGBl. IS. . . .) geändert worden ist, wird wie folgt 
gefasst: 

„4. Aufbereitung, Zusammenfassung, Dokumentation und 
Berichterstattung im Hinblick auf die bei der Durch- 
führung der Lebensmittel- und Futtermittelüberwachung 
und des Monitorings nach den §§ 50 bis 52 des Le- 
bensmittel- und Futtennittelgesetzbuches sowie die im 
Rahmen der Mitteilungen über gesundheitlich nicht 
erwünschte Stoffe übermittelten oder erhaltenen Daten 
und Ergebnisse,“. 

Artikel 4 

Aufhebung der Bundesamt- 
F uttermittel-Gebührenverordnung 

Die Bundesamt-Futtermittel-Gebührenverordnung vom 
22. März 1996 (BGBl. I S. 533), die zuletzt durch § 3 Ab- 
satz 23 des Gesetzes vom 1. September 2005 (BGBl. I 

S. 2618, 2653) geändert worden ist, wird aufgehoben. 

Artikel 5 

Änderung der Futtermittelverordnung 

Die Futtermittelverordnung in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 24. Mai 2007 (BGBl. I S. 770), die zuletzt 
durch Artikel 2 der Verordnung vom . . . (BGBl. I S. . . .) ge- 
ändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. ln § 24b Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „§ 21 Abs. 3 
Satz 1 Nr. 2 Buchstabe c“ durch die Wörter „§ 21 Ab- 
satz 3 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe b“ ersetzt. 

2. § 34a wird aufgehoben. 


* Änderung durch das Erste Gesetz zur Änderung des BVL-Gesetzes 
(Bundesratsdrucksache 703/10) ist hier zu ergänzen. 
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Artikel 6 

Neubekanntmachungserlaubnis 

Das Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft 
und Verbraucherschutz kann den Wortlaut des Lebensmittel- 
und Luttermittelgesetzbuches in der vom . . . [einsetzen: Da- 
tum des Inkrafttretens dieses Gesetzes] an geltenden Lassung 
im Bundesgesetzblatt bekannt machen. 

Artikel 7 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

I. Gründe für die Gesetzesänderung 

ln Umsetzung des Aktionsplans Verbraucherschutz in der 
Futtermittelkette wird eine Meldepflicht für private Labora- 
torien vorgeschrieben, bedenkliche Mengen an gesundheit- 
lich nicht erwünschten Stoffen, die sie in untersuchten Le- 
bensmitteln oder Futtermitteln festgestellt haben, an die 
zuständigen Behörden zu melden. Ferner werden Lebens- 
mittel- und Futtermitteluntemehmer verpflichtet, Ergebnisse 
über Eigenkontrollen hinsichtlich Dioxine und Furane sowie 
dioxinähnlicher und nicht dioxinähnlicher polychorierter Bi- 
phenyle an die zuständigen Behörden zu melden. 

Durch die 

- Verordnung (EG) Nr. 1333/2008 des Europäischen Parla- 
ments und des Rates vom 16. Dezember 2008 über 
Lebensmittelzusatzstoffe (ABI. L 354 vom 31.12.2008, 
S. 16), 

- Verordnung (EG) Nr. 1334/2008 des Europäischen Parla- 
ments und des Rates vom 16. Dezember 2008 über Aro- 
men und bestimmte Lebensmittelzutaten mit Aroma- 
eigenschaften zur Verwendung in und auf Lebensmitteln 
sowie zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 1601/91 
des Rates, der Verordnungen (EG) Nr. 2232/96 und (EG) 
Nr. 110/2008 und der Richtlinie 2000/13/EG (ABI. L 354 
vom 31.12.2008, S. 34), 

- Verordnung (EG) Nr. 1332/2008 des Europäischen Parla- 
ments und des Rates vom 16. Dezember 2008 über 
Lebensmittelenzyme und zur Änderung der Richtlinie 
83/417/EWG des Rates, der Verordnung (EG) Nr. 1493/ 
1999 des Rates, der Richtlinie 2000/1 3/EG des Rates und 
der Verordnung (EG) Nr. 258/97 (ABI. L 354 vom 
31.12.2008,8. 7) und 

- die Verordnung (EG) Nr. 1331/2008 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 2008 zur 
Festlegung eines einheitlichen Zulas sungs Verfahrens für 
Lebensmittelzusatzstoffe, -enzyme und -aromen (ABI. 
L 354 vom 31.12.2008, S. 1) 

hat die Europäische Union* die von den Verordnungen er- 
fassten Bereiche des Lebensmittelrechts in jedem Mitglied- 
staat unmittelbar geltenden Rechtsvorschriften unterworfen. 

Mit dem vorliegenden Gesetz sollen die im Hinblick auf die 
genannten Rechtsakte der Union erforderlichen Anpassun- 
gen des Lebensmittel- und Futtermittelgesetzbuches, darun- 
ter insbesondere der Straf- und Bußgeldvorschriften, vorge- 
nommen werden. 

Durch die Verordnung (EG) Nr. 767/2009 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 13. Juli 2009 über das In- 
verkehrbringen und die Verwendung von Futtermitteln, zur 
Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 des Europäi- 


* In der Begrändung wird durchgängig auf die Europäische Union, 
Unionsrecht bzw. Rechtsakte der Europäischen Union abgestellt, 
auch dann, wenn Rechtsakte in Bezug genommen werden, die vor 
dem Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon und damit formal von 
der Europäischen Gemeinschaft erlassen wurden. 


sehen Parlaments und des Rates und zur Aufhebung der 
Richtlinien 79/373/EWG des Rates, 80/5 1 1/EWG der Kom- 
mission, 82/471/EWG des Rates, 83/228/EWG des Rates, 
93/74/EWG des Rates, 93/113/EG des Rates und 96/25/EG 
des Rates und der Entscheidung 2004/217/EG der Kommis- 
sion (ABI. L 229 vom 1.9.2009, S. 1), die nach ihrem Arti- 
kel 33 Absatz 2 ab dem 1. September 2010 gilt, werden vier 
Rats- und drei Kommissionsrichtlinien über den Verkehr mit 
Futtermitteln in einer Verordnung zusammengefasst. Die 
bisherigen Bestimmungen werden dabei modernisiert und 
vereinfacht, wobei die wesentlichen Elemente der bisherigen 
Regelungen weitergeführt werden. Das Lebensmittel- und 
Futtermittelgesetzbuch soll an diese Regelungen angepasst 
werden. 

Vor dem Hintergrund der Ablösung der Verordnung (EWG) 
Nr. 2377/90 durch die Verordnung (EG) Nr. 470/2009 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 6. Mai 2009 
über die Schaffung eines Gemeinschaftsverfahrens für die 
Festsetzung von Höchstmengen für Rückstände pharmako- 
logisch wirksamer Stoffe in Lebensmitteln tierischen Ur- 
sprungs, zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 2377/90 
des Rates und zur Änderung der Richtlinie 2001/82/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates und der Verordnung 
(EG) Nr. 726/2004 des Europäischen Parlaments und des 
Rates (ABI. LI 52 vom 16.6.2009,8. 11) soll § 10 LFGB ak- 
tualisiert werden. 

Das Gesetz sieht ferner auch Regelungen vor, die die Zusam- 
menarbeit der nach diesem Gesetz für die Lebensmittelüber- 
wachung zuständigen Behörden der Länder mit den Dienst- 
stellen des Zolls in Fällen der risikoorientierten Einfuhrkon- 
trolle von Lebensmitteln und Futtermitteln aus Drittländern 
und mit dem Bundeszentralamt für Steuern in Fällen der 
Kontrolle des Intemethandels auf eine tragfähige Grundlage 
stellen. 

II. Gesetzgebungskompetenz 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes ergibt sich 
hinsichtlich der StrafVorschriften aus Artikel 74 Absatz 1 
Nummer 1 des Grundgesetzes und hinsichtlich Lebensmit- 
teln, kosmetischen Mitteln, sonstigen Bedarfsgegenständen 
und Futtermitteln aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 20 des 
Grundgesetzes (Recht der Lebensmittel, Recht der Bedarfs- 
gegenstände). 

Soweit der Bund von seiner Gesetzgebungskompetenz nach 
Artikel 74 Absatz 1 Nummer 20 des Grundgesetzes Gebrauch 
gemacht hat, ist eine bundeseinheitliche Regelung im Sinne 
des Artikels 72 Absatz 2 des Grundgesetzes erforderlich. 
Bundesgesetzliche Regelungen sind zur Wahrung der Wirt- 
schaftseinheit erforderlich, da insbesondere die notwendigen 
Anpassungen in diesem Gesetz hinsichtlich der Vorschriften 
für Lebensmittelzusatzstoffe, -enzyme und -aromen an die 
hierzu erlassenen Verordnungen der Union sowie die Klar- 
stellung bezüglich der den Lebensmittelzusatzstoffen gleich- 
gestellten Stoffe - wie bisher - für alle Wirtschaftsbeteilig- 
ten im Bundesgebiet gleichermaßen gelten müssen. 

Eine Befristung des Gesetzes kommt nicht in Betracht, da 
die vorgesehenen Regelungen auf Dauer angelegt sind. 
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III. Kosten 

Es ist nicht ersichtlich, dass durch das Gesetz für die öffent- 
lichen Haushalte Mehrkosten (ohne Vollzugsaufwand) ent- 
stehen werden. 

Der Wirtschaft, hier insbesondere den mittelständischen Un- 
ternehmen, entstehen durch die Regelungen keine Kosten. 
Auswirkungen auf die Einzelpreise sind nicht zu erwarten. 
Auswirkungen auf das allgemeine Preisniveau und das Ver- 
braucherpreisniveau können somit ausgeschlossen werden. 

IV. Bürokratiekosten 

Es werden zwei neue Informationspflichten eingeführt. Diese 
sind zum Schutz der Gesundheit erforderlich. Die neu einge- 
führte Meldepflicht für die privaten Laboratorien ist erfor- 
derlich, um die Überwachung in diesem Bereich nachhaltig 
zu verbessern. Außerdem sollen zukünftig alle Untersu- 
chungsergebnisse zu Dioxinen und Furanen sowie dioxin- 
ähnlichen und nicht dioxinähnlichen polychlorierten Biphe- 
nylen in Lebensmitteln und Futtermitteln unter Einbeziehun- 
gen der Ergebnisse der Eigenkontrollen der Wirtschaft in der 
gemeinsamen DIOXIN-Datenbank des Bundes und der Län- 
der zusammengeführt werden. Auf dieser Basis soll ein Früh- 
warnsystem eingerichtet werden, um Probleme eher zu er- 
kermen und Gegenmaßnahmen schneller einleiten zu körmen. 

Der Aufwand für die Infonnationspflichten wird als gering- 
fügig eingestuft, da die Angaben bereits vorliegen und eine 
Meldung auf elektronischem Weg eröffnet ist. 

V. Gleichstellungspolitische Bedeutung 

Das Gesetzesvorhaben wurde darauf hin überprüft, ob Aus- 
wirkungen von gleichstellungspolitischer Bedeutung zu er- 
warten sind. Spezifische Auswirkungen auf die Lebenssitua- 
tion von Frauen und Märmem sind nach dem Ergebnis dieser 
Prüfung nicht zu erwarten, da das Gesetz ausschließlich 
sachbezogenen Regelungen enthält. 

VI. Nachhaltigkeitsprüfung 

Durch die Gesetzesänderung erfolgt eine Anpassung an die 
zuvor genarmten unionsrechtlichen Bestimmungen. Diese 
zielen auf das reibungslose Funktionieren des Binnenmark- 
tes bei gleichzeitiger Gewährleistung eines hohen Niveaus 
des Gesundheits- und Täuschungsschutzes der Verbrauche- 
rinnen und Verbraucher ab. Damit entspricht die Gesetzesän- 
derung einer nachhaltigen Regelung. 

B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 

Zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht) 

Redaktionelle Anpassungen der Inhaltsübersicht. 

Zu Nummer 2 (§ 1) 

Artikel 14 Absatz 1 in Verbindung mit Absatz 2 Buchstabe b 
und Absatz 5 der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 sieht für 
Lebensmittel, die aufgrund stofflicher Veränderung für den 
Verzehr durch den Menschen ungeeignet sind, Regelungen 
vor. Ähnliches gilt auch für Materialien und Gegenstände im 
Sinne des Artikels 1 Absatz 2 der Verordnung (EG) 
Nr. 1935/2004. Artikel 3 Absatz 1 dieser Verordnung sieht 
sinngemäß vor, dass zur Verwendung ungeeignete Materia- 


lien und Gegenstände nicht hergestellt werden dürfen. Mit 
der Ergänzung in § 1 Absatz 1 Nummer 2 wird das Unions- 
recht nachvollzogen. 

Mit der Änderung in Absatz 3 wird die erforderliche Anpas- 
sung an Unionsrecht vorgenommen. 

Zu Nummer 3 Buchstabe a (§ 2) 

Die Schreibweise des Begriffs der Lebensmittelzusatzstoffe 
in der Verordnung (EG) Nr. 1333/2008 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 2008 über Le- 
bensmittelzusatzstoffe (ABI. L 354 vom 31.12.2008, S. 16) 
soll im Rahmen der Definition der Lebensmittelzusatzstoffe 
in § 2 Absatz 3 Satz 1 LFGB berücksichtigt werden. Als 
Folgeänderung soll die Schreibweise im gesamten LFGB an- 
gepasst werden. 

Zu Nummer 3 Buchstabe b Doppelbuchstabe aa (§ 2) 

§ 2 Absatz 3 Satz 1 des Lebensmittel- und Futtermittelge- 
setzbuches setzt die Begriffsbestimmung für Lebensmittel- 
zusatzstoffe des Artikels 1 Absatz 2 der Richtlinie 89/107/ 
EWG in deutsches Recht um. Mit Artikel 3 Absatz 2 Buch- 
stabe a der Verordnung (EG) Nr. 1333/2008 ist diese Defini- 
tion nunmehr als unmittelbar geltendes Recht geregelt wor- 
den. Durch den neuen § 2 Absatz 3 Satz 1 erfolgt deshalb 
eine Verweisung auf diese Unionsvorschrift. 

Zu Nummer 3 Buchstabe b Doppelbuchstabe ec (§ 2) 

Der bisher geltende Wortlaut des § 2 Absatz 3 Satz 3 kann im 
Hinblick auf Artikel 2 Absatz 2 der Verordnung (EG) 
Nr. 1333/2008 über Lebensmittelzusatzstoffe entfallen. 

Zu Nummer 3 Buchstabe c (§ 2) 

§ 2 Absatz 5 setzt die Begriffsbestimmung für kosmetische 
Mittel des Artikels 1 der Richtlinie 76/768/EWG in deut- 
sches Recht um. Artikel 1 Nummer 1 der Richtlinie 2008/ 
112/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
16. Dezember 2008 zur Änderung der Richtlinien 76/768/ 
EWG, 88/378/EWG und 1999/13/EG des Rates sowie der 
Richtlinien 2000/53/EG, 2002/96/EG und 2004/42/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates zwecks ihrer An- 
passung an die Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 über die 
Einstufung, 

Kennzeichnung und Verpackung von Stoffen und Gemi- 
schen (ABI. L 345 vom 23. 12.2008, S. 68) sieht vor, dass im 
gesamten Text der Richtlinie 76/768/EWG die Bezeichnung 
„Zubereitung“ durch die Bezeichnung „Gemisch“ ersetzt 
wird. Das LFGB soll dementsprechend angepasst werden. 

Zu Nummer 3 Buchstabe d (§ 2) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung an die nun- 
mehr übliche Zitierweise von Unionsvorschriften und um 
eine erforderliche Anpassung an Unionsrecht. 

Zu Nummer 4 (§ 3) 

Durch die Verordnung (EG) Nr. 767/2009 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 13. Juli 2009 über das Inver- 
kehrbringen und die Verwendung von Futtermitteln, zur Än- 
derung der Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 des Europäi- 
schen Parlaments und des Rates und zur Aufhebung der 
Richtlinien 79/373/EWG des Rates, 80/511/EWG der Kom- 
mission, 82/471/EWG des Rates, 83/228/EWG des Rates, 
93/74/EWG des Rates, 93/113/EG des Rates und 96/25/EG 
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des Rates und der Entscheidung 2004/217/EG der Kommis- 
sion (ABI. L 229 vom 1.9.2009, S. 1), die nach ihrem Arti- 
kel 33 Absatz 2 ab dem 1. September 2010 gilt, werden vier 
Rats- und drei Kommissionsrichtlinien über den Verkehr mit 
Futtermitteln in einer Verordnung zusammengefasst. Die 
bisherigen Bestimmungen werden dabei modernisiert und 
vereinfacht, wobei die wesentlichen Elemente der bisherigen 
Regelungen weitergeführt werden. 

ln § 3 Nummer 12 und 13 sollen nunmehr die Begriffsbe- 
stimmungen der Verordnung (EG) Nr. 767/2009 für Einzel- 
futtermittel und Mischfuttermittel als Begriffsbestimmungen 
auch im Sinne des LFGB bestimmt werden. Dies ist auch vor 
dem Hintergrund der Begriffsbestimmungen für diese Er- 
zeugnisse in der Richtlinie 2002/32/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 7. Mai 2002 über uner- 
wünschte Stoffe in der Tieremährung (ABI. L 140 vom 
30.5.2002, S. 10) möglich, da diese Begriffsbestimmungen 
mit denen in der Verordnung (EG) Nr. 767/2009 inhaltlich 
übereinstimmen. 

Nach Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe g der Verordnung (EG) 
Nr. 767/2009 werden „Einzelfuttermittel“ definiert als Er- 
zeugnisse pflanzlichen oder tierischen Urspmngs, die vor- 
rangig zur Deckung des Emähmngsbedarfs von Tieren die- 
nen, im natürlichen Zustand, frisch oder haltbar gemacht, 
und Erzeugnisse ihrer industriellen Verarbeitung sowie orga- 
nische oder anorganische Stoffe, mit Futtermittelzusatzstof- 
fen oder ohne Futtermittelzusatzstoffe, die zur Tieremäh- 
mng durch orale Füttemng bestimmt sind, sei es unmittelbar 
als solche oder in verarbeiteter Form, für die Herstellung von 
Mischfuttennitteln oder als Trägerstoff für Vonnischungen. 

„Mischfuttermittel“ sind nach Artikel 3 Absatz 1 Buchsta- 
be h der Verordnung (EG) Nr. 767/2009 eine Mischung aus 
mindestens zwei Einzelfuttermitteln, mit Futtermittelzusatz- 
stoffen oder ohne Futtermittelzusatzstoffe, die zur oralen 
Füttemng in Form eines Alleinfuttermittels oder Ergän- 
zungsfuttermittels bestimmt sind. 

Im Rahmen der Definition der Futtermittelzusatzstoffe in § 3 
Nummer 15 soll die Schreibweise des Begriffs der Futtermit- 
telzusatzstoffe im LFGB an die Schreibweise dieses Begriffs 
in der Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 angeglichen und die 
letzte Ändemng der Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 be- 
rücksichtigt werden. 

Zu Nummer 5 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa (§ 4) 

Redaktionelle Folgeändemng. 

Zu Nummer 5 Buchstabe a Doppelbuchstabe bb (§ 4) 

Mit Artikel 1 Nummer 1 der Richtlinie 2008/1 12/EG des Eu- 
ropäischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 
2008 zur Ändemng der Richtlinien 76/768/EWG, 88/378/ 
EWG und 1999/13/EG des Rates sowie der Richtlinien 
2000/53/EG, 2002/96/EG und 2004/42/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates zwecks ihrer Anpassung an die 
Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 über die Einstufung, Kenn- 
zeichnung und Verpackung von Stoffen und Gemischen 
(ABI. L 345 vom 23.12.2008, S. 68) wurde in der gesamten 
Richtlinie 76/768/EWG die Bezeichnung „Zubereitung“ 
durch die Bezeichnung „Gemisch“ ersetzt. Aufgmnd der 
Ändemng in § 2 Absatz 5 LFGB und in Anlehnung an die 
Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 soll § 4 Absatz 1 Nummer 3 
LFGB entsprechend angepasst werden. 


Zu Nummer 5 Buchstabe b Doppelbuchstabe aa (§ 4) 

Zur Verbessemng der Lesbarkeit wird die Angabe „§ 1“ ein- 
gefügt. 

Zu Nummer 5 Buchstabe b Doppelbuchstabe bb (§ 4) 

Redaktionelle Folgeändemng. 

Zu Nummer 6 Buchstabe a (§ 6) 

Redaktionelle Folgeändemng. 

Zu Nummer 6 Buchstabe b (§ 6 ) 

Nach Artikel 4 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1333/2008 
dürfen nur die im Anhang 11 aufgeführten Lebensmittelzu- 
satzstoffe als solche in den Verkehr gebracht und nach Maß- 
gabe dieses Anhangs verwendet werden. Nach Artikel 4 Ab- 
satz 2 dieser Verordnung dürfen nur die im Anhang 111 auf- 
geführten Lebensmittelzusatzstoffe nach Maßgabe dieses 
Anhangs in Lebensmittelzusatzstoffen, -enzymen und -aro- 
men verwendet werden. 

Nach Artikel 5 der Verordnung (EG) Nr. 1333/2008 darf fer- 
ner niemand einen Lebensmittelzusatzstoff oder ein Lebens- 
mittel, in dem ein Lebensmittelzusatzstoff vorhanden ist, in 
den Verkehr bringen, wenn die Verwendung des Lebensmit- 
telzusatzstoffs nicht mit dieser Verordnung in Einklang steht. 
„Inverkehrbringen“ ist nach Artikel 3 Absatz 8 der Verord- 
nung (EG) Nr. 178/2002 unter anderem das Bereithalten von 
Lebensmitteln für Verkaufszwecke einschließlich des Anbie- 
tens zum Verkauf oder jeder anderen Form der Weitergabe, 
gleichgültig, ob unentgeltlich oder nicht, sowie den Verkauf, 
den Vertrieb oder andere Formen der Weitergabe selbst. 

Die Artikel 4 und 5 der Verordnung (EG) Nr. 1333/2008 ent- 
halten damit eigenständige, den gesamten Bereich des Ver- 
wendens und Inverkehrbringens abdeckende Vorschriften 
für die hiervon erfassten Lebensmittel und Lebensmittelzu- 
satzstoffe. 

Die Verordnung (EG) Nr. 1333/2008 gilt nicht für Stoffe, die 
anderen als technologischen Gründen dienen. 

Mit der Verordnung (EG) Nr. 1332/2008 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 2008 über Le- 
bensmittelenzyme und zur Änderung der Richtlinie 83/417/ 
EWG des Rates, der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 des 
Rates, der Richtlinie 2000/13/EG, der Richtlinie 2001/112/ 
EG des Rates sowie der Verordnung (EG) Nr. 258/97 
(ABI. L 354 vom 3 1 .12.2008, S. 7) wird der Bereich der En- 
zyme, die einem Lebensmittel aus technologischen Gründen 
zugesetzt werden, einem eigenständigen Regelungssystem 
unterworfen. Nach Artikel 4 dieser Verordnung dürfen nur 
die in der Gemeinschaftsliste aufgeführten Lebensmittelen- 
zyme als solche in den Verkehr gebracht und in Lebensmit- 
teln unter spezifischen Voraussetzungen verwendet werden. 

Die Verordnung gilt nicht für Enzyme, die aus anderen als 
technologischen Gründen verwendet werden. Für solche En- 
zyme soll die bisherige Regelung, wonach Enzyme vom Ver- 
bot mit Erlaubnisvorbehalt nach § 6 Absatz 1 Nummer 1 
Buchstabe a LFGB ausgenommen sind, weiter fortgeführt 
werden. 

Mikroorganismenkulturen, die als Lebensmittelzusatzstoffe 
verwendet werden, unterliegen den Vorschriften der Verord- 
nung (EG) Nr. 1333/2008. Sofern diese Verordnung nicht 
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greift, soll bei Mikroorganismenkulturen ebenfalls die bishe- 
rige Regelung, wonach Mikroorganismenkulturen vom Ver- 
bot mit Erlaubnisvorbehalt nach § 6 Absatz 1 Nummer 1 
Buchstabe a LFGB ausgenommen sind, weiter fortgeführt 
werden. 

Mit dem Buchstaben b wird deklaratorisch klargestellt, dass 
das Verbot des § 6 LFGB nicht greift, sobald und soweit die- 
ses von den genannten Rechtsakten der Union überlagert 
wird und diese ihre Wirksamkeit in materiell rechtlicher Hin- 
sicht entfalten. 

Solange beispielsweise die Gemeinschaftsliste in Anhang 11 
der Verordnung (EG) Nr. 1333/2008 nicht rechtswirksam ist, 
läuft Artikel 4 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1333/2008 
ins Leere. Insoweit gilt das nationale Verkehrsverbot für Le- 
bensmittelzusatzstoffe bis auf Weiteres unverändert fort. 

Zu Nummer 7 (§ 7) 

Redaktionelle Folgeänderungen. Im Übrigen wird auf die 
Begründung zu Nummer 5 Buchstabe b Doppelbuchstabe aa 
verwiesen. 

Zu den Nummern 8, 9 und 12 (§§ 8, 9 und 13) 

Auf die Begründung zu Nummer 5 Buchstabe b Doppel- 
buchstabe aa wird verwiesen. 

Zu Nummer 10 (§ 10) 

Vor dem Hintergrund der Ablösung der Verordnung (EWG) 
Nr. 2377/90 durch die Verordnung (EG) Nr. 470/2009 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 6. Mai 2009 
über die Schaffung eines Gemeinschaftsverfahrens für die 
Festsetzung von Höchstmengen für Rückstände pharmako- 
logisch wirksamer Stoffe in Lebensmitteln tierischen Ur- 
sprungs, zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 2377/90 
des Rates und zur Änderung der Richtlinie 2001 /82/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates und der Verordnung 
(EG) Nr. 726/2004 des Europäischen Parlaments und des 
Rates (ABI. L 152 vom 16.6.2009, S. 11) soll § 10 Absatz 1 
und 2 neu gefasst werden. 

Absatz 1 Satz 1 sieht ein Verbot vor, vom Tier gewonnene 
Lebensmittel, in oder auf denen Stoffe mit pharmakologi- 
scher Wirkung oder deren Umwandlungsprodukte vorhan- 
den sind, in den Verkehr zu bringen. Dieses Verbot soll dann 
nicht gelten, wenn in § 10 Absatz 1 Satz 2 LFGB etwas an- 
deres bestimmt ist. 

Absatz 1 Satz 2 nennt die Fälle, in denen das Verbot des Sat- 
zes 1 nicht gilt. Nummer 1 nimmt dabei die Fälle aus, in de- 
nen für die in Satz 1 genannten Stoffe oder deren Umwand- 
lungsprodukte in einem unmittelbar geltenden Rechtsakt der 
Europäischen Union festgelegten Höchstmengen nicht über- 
schritten werden. 

Solche Höchstmengen sind insbesondere im Anhang der Ver- 
ordnung (EU) Nr. 37/2010 der Kommission vom 22. Dezem- 
ber 2009 über pharmakologisch wirksame Stoffe und ihre 
Einstufung hinsichtlich der Rückstandshöchstmengen in Le- 
bensmitteln tierischen Ursprungs (ABI. L 15 vom 20.1.2010, 
S. 1), die auf die Verordnung (EG) Nr. 470/2009 gestützt ist, 
festgelegt. Die Höchstmengen werden insbesondere für phar- 
makologisch wirksame Stoffe festgelegt, die zur Verwendung 
als Tierarzneimittel bestimmt sind; sie können unter anderem 
darüber hinaus nach dem in Artikel 10 Absatz 2 dieser Ver- 


ordnung vorgesehenen Verfahren für bei in der Tierhaltung 
verwendeten Biozid-Produkten festgelegt werden. 

Nach Artikel 9 Absatz 7 Satz 1 der Verordnung (EG) 
Nr. 1831/2003 werden, wenn sich die Rückstandsmenge ei- 
nes Zusatzstoffs in Lebensmitteln, die von mit diesem Zu- 
satzstoff gefütterten Tieren stammen, nachteilig auf die 
menschliche Gesundheit auswirken könnte, in die sogenannte 
Zulassungsverordnung Höchstmengen für Rückstände des 
Wirkstoffs oder seiner Metaboliten in den entsprechenden 
Lebensmitteln tierischen Ursprungs aufgenommen. Eine sol- 
che Höchstmenge wurde beispielsweise festgelegt in der 

1 . Verordnung (EG) Nr. 545/2006 der Kommission vom 
3 1 . März 2006 zur Änderung der Verordnung (EG) 
Nr. 1464/2004 hinsichtlich der Bedingungen für die Zu- 
lassung des zur Gruppe „Kokzidiostatika und andere 
Arzneimittel“ zählenden Futtermittelzusatzstoffes Mon- 
teban (ABI. L 94 vom 1.4.2004, S. 26) für Narasin, 

2. Verordnung (EG) Nr. 109/2007 der Kommission vom 

5. Februar 2007 zur Zulassung von Monensin-Natrium 
(Coxidin) als Futtermittelzusatzstoff (ABI. L 3 1 vom 

6.2.2007, S. 6; L 37 S. 10) für Monensin-Natrium, 

3. Verordnung (EG) Nr. 500/2007 der Kommission vom 
7. Mai 2007 zur Änderung der Verordnung (EG) 
Nr. 1463/2004 hinsichtlich der Einführung eines Rück- 
standshöchstgehalts für den zur Gruppe „Kokzidiostatika 
und andere Arzneimittel“ zählenden Futtermittelzusatz- 
stoff „Sacox 120 microGranulat“ (ABI. L 118 vom 

8.5.2007, S. 3) für Salinomycin-Natrium, 

4. Verordnung (EG) Nr. 1096/2008 der Kommission vom 

6. November 2008 zur Änderung der Verordnung (EG) 
Nr. 1356/2004 hinsichtlich der Bedingungen für die Zu- 
lassung des zur Gruppe „Kokzidiostatika und andere 
Arzneimittel“ zählenden Futterniittelzusatzstoffes Elan- 
coban (ABI. L 298 vom 7.11.2008, S. 5) für Monensin- 
Natrium, 

5. Verordnung (EG) Nr. 101/2009 der Kommission vom 
3. Februar 2009 zur Änderung der Verordnung (EG) 
Nr. 1800/2004 hinsichtlich der Bedingungen für die 
Zulassung des Futtermittelzusatzstoffs Cycostat 66G 
(ABI. L 34 vom 4.2.2009, S. 5) für Robenidin-Hydro- 
chlorid. 

Es ist zu erwarten, dass weitere Höchstmengenfestsetzungen 
erfolgen werden. 

§ 10 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 nimmt Bezug auf diejenigen 
Stoffen, für die das Fehlen des Erfordernisses der Festset- 
zung einer Rückstandshöchstmenge festgestellt wurde. 

Nach Artikel 18 der Verordnung (EG) Nr. 470/2009 kann die 
Kommission, wenn dies für die reibungslose Durchführung 
der Kontrollen von eingeführten oder in Verkehr gebrachten 
Lebensmitteln tierischen Ursprungs im Einklang mit der 
Verordnung (EG) Nr. 882/2004 notwendig erscheint, Refe- 
renzwerte für Maßnahmen in Bezug auf Rückstände pharma- 
kologisch wirksamer Stoffe festlegen, die keiner Einstufung 
gemäß Artikel 14 Absatz 2 Buchstabe a, b oder c dieser Ver- 
ordnung unterliegen. 

Nach Artikel 23 Unterabsatz 1 Buchstabe b dieser Verord- 
nung gelten Lebensmittel tierischen Ursprungs, die Rück- 
stände eines pharmakologisch wirksamen Stoffes enthalten, 
der nicht gemäß Artikel 14 Absatz 2 Buchstabe a, b oder c 
eingestuft ist, als nicht den Unionsvorschriften entsprechend, 
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es sei denn, es wurde für diesen Stoff nach dieser Verordnung 
ein Referenzwert für Maßnahmen festgesetzt und die Rück- 
standsmenge liegt unter diesem Referenzwert für Maßnah- 
men. Dieser Fallgestaltung trägt die Nummer 3 Rechnung. 

Mit dem neuen § 10 Absatz 1 Satz 2 Nummer 4 wird der 
bisherigen Fallgestaltung in § 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 
- alt - Rechnung getragen, wonach nationale Höchstmengen 
nicht überschritten werden dürfen. 

Im Übrigen sieht auch Artikel 1 8 Absatz 1 Buchstabe b der 
Verordnung (EG) Nr. 396/2005 des Europäischen Parla- 
ments und des Rates vom 23. Februar 2005 über Höchstge- 
halte an Pestizidrückständen in oder auf Lebens- und Futter- 
mitteln pflanzlichen und tierischen Ursprungs und zur Ände- 
rung der Richtlinie 91/414/EWG des Rates (ABI. L 70 vom 
16.3.2005, S. 1) für Pestizidrückstände nach Artikel 3 Ab- 
satz 2 Buchstabe c der Verordnung (EG) Nr. 396/2005 einen 
Auffangwert von 0,01 mg/kg vor, soweit kein spezifischer 
Rückstandshöchstgehalt oder unter Berücksichtigung der 
verfügbaren routinemäßigen Analysemethoden unterschied- 
liche Standardwerte für einen Wirkstoff festgelegt wurden, 
ln den Fällen, in denen es um einen Stoff geht, der sowohl als 
Pflanzenschutzmittel als auch als Tierarzneimittel eingesetzt 
werden kann und in denen nicht festgestellt werden kann, ob 
der Stoff als Tierarzneimittel eingesetzt worden ist, kommt 
aufgrund des weiten, wirkstoffbezogenen Pestizidbegriffs 
des Artikels 3 Absatz 2 Buchstabe c der Verordnung (EG) 
Nr. 396/2005 die Auffangregelung des Artikels 18 Absatz 1 
Buchstabe b der Verordnung (EG) Nr. 396/2005 zur Anwen- 
dung, wenn für den Stoff weder gestützt auf die Verordnung 
(EG) Nr. 470/2009 eine spezifische Höchstmenge, ein Ver- 
wendungsverbot oder Referenzwert noch in der Verordnung 
(EG) Nr. 396/2005 eine spezifische Höchstmenge festge- 
setzt worden ist. Nach § 9 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 LFGB 
ist es verboten, Lebensmittel in den Verkehr zu bringen, die 
den Anforderungen nach Artikel 1 8 Absatz 1 , auch in Ver- 
bindung mit Artikel 20 Absatz 1, der Verordnung (EG) 
Nr. 396/2005 nicht entsprechen. 

Sofern anderweitige unmittelbar geltende Rechtsakte der 
Europäischen Union für bestimmte Stoffe mit pharmakolo- 
gischer Wirkung oder deren Umwandlungsprodukte diver- 
gierende Regelungen (z. B. verschiedene Höchstgehalte) 
vorsehen sollten, ist im konkreten Einzelfall auszulegen, 
welche Regelung greift. 

ln § 10 Absatz 2 Nummer 1 wird der Verweis auf Artikel 5 
Unterabsatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 2377/90 durch den 
Verweis auf die im Anhang der Verordnung (EU) Nr. 37/ 
2010 der Kommission vom 22. Dezember 2009 über phar- 
makologisch wirksame Stoffe und ihre Einstufung hinsicht- 
lich der Rückstandshöchstmengen in Lebensmitteln tieri- 
schen Ursprungs (ABI. L 15 vom 20.1.2010, S.l) aufgeführ- 
ten verbotenen Stoffe ersetzt. 

Die bisherige Regelung in § 10 Absatz 2 Nummer 3 Buch- 
stabe b soll nicht fortgeführt werden. Die Fallgestaltung, 
dass ein zugelassener Stoff in zu hohen Dosen verabreicht 
oder angewendet worden ist, wird von Absatz 2 Nummer 2, 
der sich auf Arzneimittel bezieht, nicht erfasst. Aus rechts- 
systematischen Gründen sollte dies auch im Rahmen der 
Nummer 3 unberücksichtigt bleiben. 

§10 Absatz 4 Nummer 1 Buchstabe d ermöglicht es, Ver- 
marktungsverbote oder -beschränkungen in unmittelbar gel- 


tenden Rechtsakten der Europäischen Union zu bewehren, 
oder, sollten solche Verbote oder Beschränkungen nicht be- 
wehrbar sein, entsprechende nationale Vorschriften zu schaf- 
fen und zu bewehren. 

§10 Absatz 4 Nummer 1 Buchstabe e ermöglicht es, bei- 
spielsweise Vermischungsverbote in unmittelbar geltenden 
Rechtsakten der Europäischen Union zu bewehren, oder, 
sollten solche Verbote nicht bewehrbar sein, entsprechende 
nationale Vorschriften zu schaffen und zu bewehren. 

Im Übrigen wird auf die Begründung zu Nummer 5 Buch- 
stabe b Doppelbuchstabe aa verwiesen. 

Zu Nummer 11 (§ 12) 

Mit der Änderung in Absatz 3 wird die erforderliche Anpas- 
sung an Unionsrecht vorgenommen. 

Zu Nummer 13 (§ 14) 

Auf die Begründung zu Nummer 5 Buchstabe b Doppel- 
buchstabe aa wird verwiesen. Im Übrigen handelt es sich um 
eine redaktionelle Änderung. 

Zu Nummer 14 (§ 17) 

Nach Artikel 4 Absatz 1 Unterabsatz 2 der Verordnung (EG) 
Nr. 767/2009 gelten die in Artikel 15 der Verordnung (EG) 
Nr. 178/2002 genannten Anforderungen entsprechend für 
Futtermittel für nicht der Lebensmittelgewinnung dienende 
Tiere. Nach Artikel 15 Absatz 1 in Verbindung mit Absatz 2 
erster Spiegelstrich der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 dür- 
fen Futtermittel, die unter anderem deshalb nicht sicher sind, 
weil sie die Gesundheit von Tieren beeinträchtigen können, 
nicht in den Verkehr gebracht und nicht verfüttert werden. 
Die entsprechenden nationalen Verbote in § 17 Absatz 2 
Nummer 2 Buchstabe a und Nummer 3 Buchstabe a sind da- 
her aufzuheben. 

Zu Nummer 15 (§18) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung an die nun- 
mehr übliche Zitierweise von Unionsvorschriften. Im Übri- 
gen wird auf die Begründung zu Nummer 5 Buchstabe b 
Doppelbuchstabe aa verwiesen. 

Zu Nummer 16 (§ 19) 

Nach Artikel 1 1 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 767/2009 
dürfen die Kennzeichnung und Aufmachung von Futtermit- 
teln den Verwender nicht irreführen, insbesondere 

- hinsichtlich des vorgesehenen Verwendungszwecks oder 
der Merkmale des Futtermittels, insbesondere der Art, 
des Herstellungs- oder Gewinnungsverfahrens, der Be- 
schaffenheit, der Zusammensetzung, der Menge, der 
Haltbarkeit oder der Tierarten oder -kategorien, für die es 
bestimmt ist, 

- durch Angabe von Wirkungen oder Eigenschaften, die 
das Futtermittel nicht besitzt, oder indem zu verstehen 
gegeben wird, dass es besondere Eigenschaften besitzt, 
obwohl alle vergleichbaren Futtermittel dieselben Eigen- 
schaften besitzen, oder 

- hinsichtlich der Kennzeichnung entsprechend dem 
Unionskatalog und den unionsrechtlichen Kodizes ge- 
mäß den Artikeln 24 und 25. 
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Diese Regelung ist nicht straf- oder bußgeldbewehrbar, da 
sie kein Handlungsgebot oder -verbot normiert, sondern le- 
diglich einen bestimmten Zustand verbietet. § 19 LFGB, der 
deshalb auch nach dem Geltungsbeginn der Verordnung 
(EG) Nr. 767/2009 weiter anzuwenden war, sollte auf diese 
Vorschrift Bezug nehmen, um die Irrefiihrungstatbestände 
des Artikels 11 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 767/2009 
stärker in den Blick zu rücken. Vorsätzliche Verstöße dage- 
gen werden in § 59 Absatz 1 Nummer 11 LFGB strafbe- 
wehrt. Bei fahrlässigen Verstößen kommt § 60 Absatz 1 
Nummer 2 zur Anwendung. 

Der bisherige § 19 Absatz 2 LFGB ist vor dem Hintergrund 
des Artikels 4 Absatz 2 Unterabsatz 1 Buchstabe a der Ver- 
ordnung (EG) Nr. 767/2009 aufzuheben. Danach stellen die 
Futtermitteluntemehmer, die Futtermittel in Verkehr brin- 
gen, sicher, dass diese Futtermittel unverdorben, echt, unver- 
fälscht, zweckgeeignet und von handelsüblicher Beschaffen- 
heit sind. Damit bleibt kein Raum mehr für eine Regelung, 
wonach Futtermittel, die diese Anforderungen nicht erfüllen, 
nur mit einer ausreichenden Kenntlichmachung in den Ver- 
kehr gebracht werden dürfen. 

Zu Nummer 17 (§ 20) 

Nach Artikel 1 3 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 767/2009 
darf durch die Kennzeichnung oder Aufmachung von Ein- 
zelfuttermitteln und Mischfuttermitteln nicht behauptet wer- 
den, dass sie 

- eine Krankheit verhindern, behandeln oder heilen, mit 
Ausnahme von aufgrund der Verordnung (EG) Nr. 1831/ 
2003 zugelassenen Kokzidiostatika und Histomonosta- 
tika; allerdings gilt dieser Buchstabe nicht für Emäh- 
rungsimbalanzen betreffende Angaben, sofern damit kein 
pathologisches Symptom assoziiert wird; 

- einem anderen besonderen Emährungszweck dienen 
oder andere Merkmale besitzen als den/die in dem Ver- 
zeichnis gemäß Artikel 9 aufgeführten, es sei denn, sie er- 
füllen die darin festgelegten Bedingungen. 

§ 20 LFGB ist daher entsprechend anzupassen. 

Zu Nummer 18 (§ 21) 

Die bisherigen Absätze 1 und 2 des § 21 LFGB werden nicht 
weitergeführt, weil sie von den Vorschriften der Verordnung 
(EG) Nr. 767/2009 und damit von unmittelbar geltendem 
Unionsrecht überlagert werden. 

Nach Artikel 9 der Verordnung (EG) Nr. 767/2009 darf ein 
Futtermittel für besondere Emährungszwecke (= Diätfutter- 
mittel im Sirme des § 3 Nummer 14 LFGB) als solches nur 
in den Verkehr gebracht werden, wenn der vorgesehene Ver- 
wendungszweck in das Verzeichnis der vorgesehenen Ver- 
wendungszwecke gemäß Artikel 1 0 dieser Verordnung auf- 
genommen wurde und es die wichtigsten Emährungsmerk- 
male des entsprechenden besonderen Emährungszwecks ge- 
mäß dem genannten Verzeichnis erfüllt. Der bisherige § 2 1 
Absatz 1 LFGB kann damit entfallen. 

Die Richtlinie 82/471/EWG wurde durch Artikel 30 Unter- 
absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 767/2009 aufgehoben; da- 
mit ist die Zulassungspflicht für die in dieser Richtlinie auf- 
geführten Erzeugnisse entfallen. Im vierzehnten Erwägungs- 


grund der Verordnung (EG) Nr. 767/2009 ist dazu Folgendes 
ausgeführt: 

„Mit der Richtlinie 82/471/EWG soll die Versorgung mit als 
direkte und indirekte Proteinquelle dienenden Futtermitteln 
in der Gemeinschaft verbessert werden. Nach der genannten 
Richtlinie ist vor dem Inverkehrbringen ein Zulassungsver- 
fahren für Bioproteine jeglicher Art vorgeschrieben. Aller- 
dings wurden bislang nur sehr wenige neue Zulassungen er- 
teilt, und der Mangel an proteinreichen Futtermitteln besteht 
nach wie vor. Die allgemeine Vorschrift über die Zulassung 
vor Inverkehrbringen hat sich also als Hindernis herausge- 
stellt, und Sicherheitsrisiken könnten auch durch Marktüber- 
wachung anstatt durch Verbot riskanter Produkte angegan- 
gen werden. Falls eine Risikobewertung eines Bioproteins 
negativ ausfiel oder ausfällt, sollte dessen Inverkehrbringen 
oder Verwendung verboten werden. Die besondere Vor- 
schrift, dass für Bioproteine ein allgemeines Zulassungsver- 
fahren vor Inverkehrbringen durchzuführen ist, sollte ab- 
geschafft werden, so dass für diese Erzeugnisse das gleiche 
Sicherheitssystem wie für alle anderen Einzelfuttermittel 
gilt. Die bestehenden Beschränkungen bzw. Verbote für be- 
stimmte Bioproteine sollten davon nicht betroffen sein.“ 

Der bisherige § 21 Absatz 2 LFGB ist damit nicht weiter- 
zuführen. 

Im Übrigen handelt es sich um Folgeänderungen. 

Zu Nummer 19 (§§ 23, 23a) 

Der neue § 23 LFGB entspricht dem bisherigen § 23 Num- 
mer 1 Buchstabe a und Nummer 13 bis 15 LFGB und damit 
den Ermächtigungen des bisherigen § 23 LFGB , die auch 
zur Erfüllung des in § 1 Absatz 1 Nummer 1 LFGB genaim- 
ten Zwecks dienen. Der neue § 23a LFGB überführt die 
übrigen Ermächtigungen des bisherigen § 23 LFGB. Nicht 
überfuhrt wird allerdings die Ermächtigung in dem bisheri- 
gen § 23 Nummer 5 LFGB, da diese Ermächtigung vor dem 
Hintergrund entbehrlich ist, dass durch die Verordnung (EG) 
Nr. 767/2009 die Richtlinie 82/471/EWG aufgehoben und 
gleichzeitig die Zulassungspflicht der unter diese Richtlinie 
fallenden Erzeugnisse entfallen ist. 

Zu Nummer 20 (§§ 25, 28, 29, 31, 32, 33, 34, 36, 37, 47 
und 54) 

Auf die Begründung zu Nummer 5 Buchstabe b Doppel- 
buchstabe aa wird verwiesen. 

Zu Nummer 21 (§ 26) 

Mit Artikel 1 Nummer 1 der Richtlinie 2008/1 12/EG wurde 
in der gesamten Richtlinie 76/768/EWG die Bezeichnung 
„Zubereitung“ durch die Bezeichnung „Gemisch“ ersetzt. 
Aufgrund der Änderung in § 2 Absatz 5 LFGB und in Anleh- 
nung an die Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 soll § 26 LFGB 
entsprechend angepasst werden. 

Zu Nummer 22 (§ 35) 

Nach Artikel 14 der Verordnung (EG) Nr. 1332/2008, Arti- 
kel 26 der Verordnung (EG) Nr. 1333/2008 bzw. Artikel 19 
der Verordnung 1334/2008 hat der Hersteller oder Verwen- 
der bestimmte Mitteilungspflichten. Mit der neuen Ermäch- 
tigung wird eröffnet, dass diese Verpflichtungen erforder- 
lichenfalls auch sachgerecht erfüllt und auch Verstöße hier- 
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gegen auf der Grundlage des § 62 in Verbindung mit der Än- 
derung des § 60 Absatz 2 Nummer 26 Buchstabe a LFGB 
(vgl. Begründung zu Nummer 33 Buchstabe a Doppelbuch- 
stabe cc) geahndet werden können. 

Im Übrigen wird auf die Begründung zu Nummer 5 Buch- 
stabe b Doppelbuchstabe aa verwiesen. 

Zu Nummer 23 (§ 38a) 

Der Intemethandel mit Lebensmitteln und sonstigen dem 
Lebensmittel- und Futtermittelgesetzbuch unterliegenden 
Erzeugnissen gewinnt zunehmend an Bedeutung. Immer 
mehr Verbraucherinnen und Verbraucher beziehen solche 
Erzeugnisse auch über das Internet. Die im Internet gehan- 
delten Erzeugnisse müssen dieselben rechtlichen Anforde- 
rungen erfüllen wie herkömmlich gehandelte Erzeugnisse. 
Sie unterliegen ferner ebenso der amtlichen Überwachung. 

Um die amtliche Überwachung in die Lage zu versetzen, ih- 
rer Verpflichtung zur Kontrolle der im Internet angebotenen 
Erzeugnisse auf Einhaltung der einschlägigen nationalen 
und unionsrechtlichen Vorschriften effizient nachzukom- 
men, ist es geboten, eine Regelung zu schaffen, nach der das 
Bundeszentralamt für Steuern bei ihm bereits vorliegende 
Daten über Unternehmen einer gemeinsamen Stelle der Län- 
der auf deren Anforderung übermittelt bzw. bis zur Errich- 
tung einer solchen gemeinsamen Stelle an das Bundesamt 
für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit. Bei die- 
sen Daten handelt es sich um solche, die das Bundeszentral- 
amt für Steuern im Verfahren nach § 5 Absatz 1 Nummer 1 7 
des Finanzverwaltungsgesetzes allein nach steuerlichen 
Kriterien ermittelt. Eine auf Unternehmen, die oben genann- 
ten Erzeugnisse anbieten, beschränkte Teilmenge dieser 
Daten wird den für die Überwachung zuständigen Behörden 
in einem zweiten Schritt in einem automatisierten Verfahren 
übermittelt. Diese Regelung stellt eine nach § 30 Absatz 4 
Nummer 2 der Abgabenordnung in der Fassung der Be- 
kaimtmachung vom 1. Oktober 2002 (BGBl. I S. 3866; 
2003 I S. 61), die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
30. Juli 2009 (BGBl. I S. 2474) geändert worden ist, zuläs- 
sige Durchbrechung des Steuergeheimnisses dar. Gestützt 
auf die neu eingeführte Ermächtigungsgrundlage können 
Einzelheiten des Verfahrens der Datenübermittlung geregelt 
werden. 

Zu Nummer 24 (§ 39) 

Auf die Begründung Nummer 5 Buchstabe b Doppelbuch- 
stabe aa wird verwiesen. 

Mit den Änderungen in Absatz 2 Satz 3 und Absatz 8 Satz 1 
werden die erforderlichen Anpassungen an Unionsrecht vor- 
genommen. 

Mit der Änderung in Absatz 4 wird der Verweis präzisiert. 

Absatz 6 wird allgemeiner gefasst, so dass er sowohl die na- 
tionale Festsetzung von Höchstgehalten an unerwünschten 
Stoffen und Aktionsgrenzwerte als auch solche Festsetzun- 
gen durch EU-Recht erfasst. 

Zu Nummer 25 Buchstabe a (§ 41) 

Vor dem Hintergrund der Ablösung der Verordnung (EWG) 
Nr. 2377/90 durch die Verordnung (EG) Nr. 470/2009 und 
hierauf gestützter Verordnungen ist § 4 1 Absatz 3 Nummer 1 
LFGB entsprechend anzupassen. 


Zu Nummer 25 Buchstabe b (§ 41) 

Die Richtlinie 93/99/EWG des Rates vom 29. Oktober 1993 
über zusätzliche Maßnahmen im Bereich der amtlichen Le- 
bensmittelüberwachung (ABI. EG Nr. L 290 S. 14) wurde 
mit Artikel 61 der Verordnung (EG) Nr. 882/2004 des Euro- 
päischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 über 
amtliche Kontrollen zur Überprüfung der Einhaltung des Le- 
bensmittel- und Futtermittelrechts sowie der Bestimmungen 
über Tiergesundheit und Tierschutz (ABI. L 165 vom 
30.4.2004, S. 1) aufgehoben. Der Verweis in § 41 Absatz 6 
LFGB ist daher zu aktualisieren. 

Zu Nummer 26 (§ 42) 

Zu den Befugnissen bei der Durchführung der Überwachung 
der Einhaltung der lebensmittelrechtlichen Vorschriften ge- 
hört nicht die Bildaufnahme bzw. Bildaufzeichnung von per- 
sonenbezogenen Daten. Dieser grundsätzliche Ausschluss 
hat sich als zu streng erwiesen. Bislang war es nicht möglich 
von einem Dokument mit Namensangabe ein Photo zu 
machen, wenn kein Kopierer vorhanden war, obwohl eine 
Kopie des Dokumentes nach geltendem Recht gemäß § 42 
Absatz 2 Nummer 3 zulässig ist. Zur Beweissicherung bzw. 
zur Aufgabenerfüllung soll es zulässig sein, bestimmte per- 
sonenbezogene Daten aufzunehmen oder aufzuzeichnen. 

Zu Nummer 27 (§ 43) 

Mit der Änderung wird Artikel 1 1 Absatz 6 zweiter Halbsatz 
der Verordnung (EG) Nr. 882/2004 Rechnung getragen. 

Zu Nummer 28 (§ 44) 

Nach Artikel 5 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 767/2009 
erfüllen die Futtermitteluntemehmen die Verpflichtungen 
gemäß den Artikeln 18 und 20 der Verordnung (EG) Nr. 178/ 
2002 für nicht der Lebensmittelgewinnung dienende Tiere. 

Dies sollte im Rahmen des § 44 Absatz 3, 5 und 6 berück- 
sichtigt werden. 

Mit der neu eingefügten Nummer 3 wird die Regelung in 
§ 44 Absatz 6 Satz 1 entsprechend auf eine Übermittlung 
nach Artikel 17 Absatz 2 Satz 2 der Verordnung (EG) 
Nr. 1935/2004 erstreckt. 

Nach dem derzeitigen Unionsrecht sind Lebensmittel- und 
Futtermitteluntemehmer, die Grund zu den Armahme haben, 
dass ein von ihnen hergestelltes, behandeltes oder in den Ver- 
kehr gebrachtes Erzeugnis den Anforderungen an die Le- 
bensmittel- oder Futtermittelsicherheit nicht entspricht, ver- 
pflichtet, den zuständigen Behörden dies mitzuteilen. Diese 
Meldeverpflichtung erfasst nur Lebensmittel- und Futtennit- 
telunternehmer. Dies ist nicht weitgehend genug. Es ist not- 
wendig den Kreis der Meldepflichtigen zu erweitern auf die 
Verantwortlichen von Laboratorien, die Analysen von Fut- 
termitteln oder Lebensmitteln durchführen. Damit wird ein 
Personenkreis durch Absatz 4a und 5 a in die Melderpflicht 
einbezogen, der an der Herstellung, dem Behandeln oder 
dem Vertrieb des untersuchten Futtermittels nicht beteiligt 
ist und damit keine eigenen wirtschaftlichen Interessen ver- 
folgt. 

Die Streichung der Wörter „für die Überwachung“ in Ab- 
satz 4 Satz 1 und Absatz 5 Satz 1 erfolgt im Hinblick auf 
Artikel 84 Absatz 1 Satz 7 GG. 
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Zu Nummer 29 (§ 44a) und Nummer 42 (§ 75 Absatz 4) 

In Deutschland werden seit Jahren Daten zu Gehalten an 
Dioxinen, Furanen sowie dioxinähnlichen und nicht dioxin- 
ähnlichen polychlorierten Biphenylen in Lebensmitteln und 
Futtermitteln erhoben. Zukünftig sollen alle diese Daten in 
einem gemeinsamen Datenpool im Bundesamt für Verbrau- 
cherschutz und Lebensmittelsicherheit zusammengeführt 
werden. In den gemeinsamen Datenpool sollen zukünftig 
auch die Ergebnisse aus den Eigenkontrollen der Wirtschaft 
einfließen. Um eine hohe Aktualität und bessere Transparenz 
der Untersuchungsergebnisse von Dioxinen in Lebens- und 
Futtermitteln zu erzielen, soll das Bundesamt für Verbrau- 
cherschutz und Lebensmittelsicherheit zukünftig alle drei 
Monate die von den Ländern an das Bundesamt für Verbrau- 
cherschutz und Lebensmittelsicherheit übermittelten Daten 
in Form von Quartalsmeldungen auswerten. Probleme könn- 
ten so früher erkannt und Gegenmaßnahmen schneller einge- 
leitet werden Zudem können Auffälligkeiten in den Konge- 
nerenmustem, die auf Verunreinigungen hindeuten, so früher 
erkannt werden. Im Übrigen wird das Bundesministerium er- 
mächtigt, die Regelung auf weitere nicht erwünschte Stoffe 
auszudehnen. Die Definition der nicht erwünschten Stoffe 
richtet sich nach der bereits in § 50 des Gesetzes enthaltenen 
Begriffsbestimmung. 

Zu Nummer 30 Buchstabe a (§ 46) 

Bei bestimmten Probenahmen - wie z. B. der Mykotoxinkon- 
trolle - muss mit Blick auf die Gleichgewichtigkeit der Probe 
eine Gesamtprobe genommen werden. Hier ist es daher nicht 
möglich, im herkömmlichen Sinne eine Zweitprobe zurück- 
zulassen. Mit den erweiterten Ermächtigungen wird die Mög- 
lichkeit eröffnet, eine andere Art der Probenahme und die 
Einzelheiten des Verfahrens hierfür sowie eine Unterrichtung 
auch in solchen Fallkonstellationen vorzuschreiben. 

In Anlehnung an Artikel 1 1 Absatz 5 der Verordnung (EG) 
Nr. 882/2004 wird ergänzend die Möglichkeit eröffnet, dass 
auch für andere lebensmittelrechtlich Verantwortliche als 
Hersteller (z. B. Einführer von Drittlandserzeugnissen) eine 
Unterrichtung vorgeschrieben werden kann. 

Zu Nummer 30 Buchstabe b Doppelbuchstabe aa und 
Dreifachbuchstabe bbb (§ 46) 

Mit der erweiterten Ermächtigung wird die Möglichkeit er- 
öffnet, vorzuschreiben, dass in Anlehnung an die Regelung 
in § 46 Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe b nicht nur für Er- 
zeugnisse, sondern auch für zu ihrer Herstellung oder Be- 
handlung bestimmte Stoffe Buch zu führen ist und die zuge- 
hörigen Unterlagen aufzubewahren sind. 

Im Übrigen handelt es sich um eine redaktionelle Änderung 
des Verweises. 

Zu Nummer 30 Buchstabe b Dreifachbuchstabe ddd und 
Doppelbuchstabe bb (§ 46) 

Die Ermächtigungsgrundlage ermöglicht, das Inverkehrbrin- 
gen von bestimmten Erzeugnissen zur Sicherung einer ausrei- 
chenden und gleichmäßigen Überwachung von einer Anzeige 
abhängig zu machen und das Verfahren hierfür zu regeln. Er- 
gänzend hierzu wird die Möglichkeit eröffnet, das Bundes- 
amt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit als 
zuständige Behörde für das Anzeigeverfahren zu bestimmen 
und vorzuschreiben, dass das Bundesamt für Verbraucher- 


schutz und Lebensmittelsicherheit die Anzeige an die Behör- 
den der Länder und das Bundesministerium weiterzuleiten 
hat. Verstöße gegen die Anzeigepflicht sind nach § 60 Ab- 
satz 2 Nummer 26 Buchstabe a LFGB bußgeldbewehrbar. 

Zu Nummer 30 Buchstabe c (§ 46) 

Aufgrund der Änderung des § 44 LFGB ist die in § 46 Ab- 
satz 3 LFGB geregelte Enuächtigungsgrundlage nicht mehr 
erforderlich und daher aufzuheben. 

Zu Nummer 31 Buchstabe a (§ 49) 

Die Viehverkehrsverordnung in der Fassung Bekarmtma- 
chung vom 24. März 2003 (BGBl. I S. 381), die zuletzt 
durch Artikel 411 der Verordnung vom 31. Oktober 2006 
(BGBl. I S. 2407) geändert worden ist, wurde durch die 
Viehverkehrsverordnung vom 6. Juli 2007 (BGB. I S. 1274) 
abgelöst und nachfolgend durch Bekanntmachung vom 
3. März 2010 (BGBl. I S. 203) neu gefasst. Der Verweis auf 
die Viehverkehrsverordnung muss daher entsprechend ak- 
tualisiert werden. 

Zu Nummer 31 Buchstabe b (§ 49) 

Nach Artikel 15 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 882/2004 
hat die zuständige Behörde regelmäßige amtliche Kontrollen 
der Futtermittel und Lebensmittel nicht tierischen Ursprungs, 
die nicht in den Anwendungsbereich der Richtlinie 97/78/ 
EG fallen und in die in Anhang I der Verordnung (EG) 
Nr. 882/2004 genannten Gebiete eingeführt werden, durch- 
zutühren. Die Kontrollen müssen auf der Grundlage des 
mehrjährigen nationalen Kontrollplans unter Berücksich- 
tigung der potentiellen Risiken der Erzeugnisse organisiert 
werden und sich auf alle Aspekte des Futtermittel- und 
Lebensmittelrechts erstrecken. 

Zur Erfüllung dieser unionsrechtlichen Anforderungen ist es 
geboten, den Zollstellen die Möglichkeit zu eröffnen, die- 
jenigen bei ihnen vorhandenen Daten an die zuständigen Be- 
hörden zu übermitteln, die diese zur Wahrnehmung ihrer 
Aufgaben benötigen (z. B. über die Menge, den Ursprung, 
das Herkunftsland, den Einführer, den Hersteller und das 
Eintreffen eines Erzeugnisses). 

Zu Nummer 32 (§ 56) 

Durch die Ergänzung wird die Möglichkeit eröffnet, die in 
§ 56 Absatz 3 Satz 2 LFGB genaimten Stellen im elektroni- 
schen Bundesanzeiger bekannt zu geben. 

Im Übrigen wird auf die Begründung zu Nummer 5 Buch- 
stabe b Doppelbuchstabe aa verwiesen. 

Zu Nummer 33 (§ 57) 

Es handelt sich um notwendige Anpassungen infolge der 
Änderungen der §§23 und 23a. 

Zu Nummer 34 Buchstabe a Doppelbuchstaben aa und ec 

(§58) 

Es handelt sich um notwendige Anpassungen der Strafvor- 
schriften infolge der Änderungen des § 10 LFGB. 

Zu Nummer 34 Buchstabe a Doppelbuchstabe bb (§ 58) 

In § 39 Absatz 2 Satz 3 LFGB wird klargestellt, dass Arti- 
kel 54 Absatz 1 und 2 der Verordnung (EG) Nr. 882/2004 
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über Maßnahmen im Fall eines Verstoßes unberührt bleibt. 
Nach Artikel 54 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 882/2004 
trifft die zuständige Behörde, wenn sie einen Verstoß fest- 
stellt, die erforderlichen Maßnahmen, um sicherzustellen, 
dass der Unternehmer Abhilfe schafft, wobei sie die Art des 
Verstoßes und das bisherige Verhalten des Unternehmers im 
Hinblick auf Verstöße berücksichtigt. Absatz 2 nennt be- 
stimmte Maßnahmen, die die Behörde treffen kann. 

Soweit eine vollziehbare Anordnung, die der Durchführung 
bestimmter Verbote dient, unmittelbar nach Artikel 54 Ab- 
satz 1 Satz 1 der Verordnung (EG) Nr. 882/2004 ergeht, 
sollte dies im Rahmen des § 5 8 Absatz 1 Nummer 1 7 berück- 
sichtigt werden. 

Zu Nummer 34 Buchstabe b und c (§58) 

Nach Artikel 4 Absatz 1 Unterabsatz 2 der Verordnung (EG) 
Nr. 767/2009 gelten die in Artikel 15 der Verordnung (EG) 
Nr. 178/2002 genannten Anforderungen entsprechend für 
Futtermittel für nicht der Lebensmittelgewirmung dienende 
Tiere. Dies sollte im Rahmen der Bewehrung des entspre- 
chenden Verbots in § 58 Absatz 2 Nummer 2 Berücksich- 
tigung finden. 

Unmittelbar im Gesetz bewehrt werden sollen auch be- 
stimmte Verstöße gegen die Verordnung (EG) Nr. 1334/2008 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezem- 
ber 2008 über Aromen und bestimmte Lebensmittelzutaten 
mit Aromaeigenschaften zur Verwendung in und auf Lebens- 
mitteln sowie zur Änderung der Verordnung (EWG) 
Nr. 1601/91 des Rates, der Verordnungen (EG) Nr. 2232/96 
und (EG) Nr. 110/2008 und der Richtlinie 2000/13/EG 
(ABI. L 354 vom 31.12.2008, S. 34 ). 

Nach Artikel 1 Absatz 1 Unterabsatz 1 Verordnung (EG) 
Nr. 124/2009 der Kommission vom 10. Februar 2009 zur 
Festlegung von Höchstgehalten an Kokzidiostatika und His- 
tomonostatika, die in Lebensmitteln aufgrund unvermeid- 
barer Verschleppung in Futtermittel für Nichtzieltierarten 
vorhanden sind (ABI. L 40 vom 11.2.2009, S. 7) dürfen die 
im Anhang dieser Verordnung aufgeführten Lebensmittel 
nicht in den Verkehr gebracht werden, wenn sie einen der im 
Anhang aufgeführten Kontaminanten mit einem Anteil ent- 
halten, der mehr als die im Anhang festgelegten Höchst- 
gehalte ausmacht. Verstöße dagegen sollen im Rahmen des 
§ 58 LFGB bewehrt werden. 

Zu Nummer 35 Buchstabe a (§ 59) 

Mit Nummer 35 Buchstabe a Doppelbuchstabe bb sollen ent- 
sprechend der bisherigen Regelung vorsätzliche Verstöße ge- 
gen das Verbot, ein Futtermittel unter einer irreführenden Be- 
zeichnung in den Verkehr zu bringen oder für solche Futter- 
mittel allgemein oder im Einzelfall zu werben, mit Freiheits- 
strafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe geahndet werden. 

Nummer 35 Buchstabe a Doppelbuchstabe dd: Die Einstu- 
fung von Verstößen gegen auf § 13 Absatz 1 Nummer 3 ge- 
stützte Regelungen als Straftat erscheint unverhältnismäßig 
im Hinblick auf § 14 Absatz 1 Nummer 2 LFGB, die in § 60 
Absatz 2 Nummer 26 Buchstabe b als Ordnungswidrigkeit 
eingestuft sind. Künftig sollen Verstößen gegen auf § 1 3 Ab- 
satz 1 Nummer 3 gestützte Regelungen ebenfalls nur als 
Ordnungswidrigkeit geahndet werden. 

Im Übrigen handelt es sich um Folgeänderungen. 


Zu Nummer 35 Buchstabe b (§ 59) 

Mit Nummer 35 Buchstabe b werden bestimmte Verstöße 
gegen Unionsvorschriften im Bereich der Aromen, Enzyme 
und Lebensmittelzusatzstoffe, die nach § 59 LFGB zu ahn- 
den sind, geregelt. 

Zu Nummer 36 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa und ec 

(§ 60) 

Es handelt sich um Folgeänderungen. 

Zu Nummer 36 Buchstabe a Doppelbuchstabe bb (§ 60) 

Enthält die erforderliche Bewehrung der neu eingeführten 
Meldepflichten nach § 44 Absatz 4a und 5a sowie nach § 44a 
Absatz 1, auch in Verbindung mit § 75 Absatz 4. 

Zu Nummer 36 Buchstabe a Doppelbuchstabe dd (§ 60) 

Nummer 36 Buchstabe a Doppelbuchstabe dd sieht vor, dass 
Verstöße gegen Verordnungen, die auf der Grundlage des 
neuen § 35 Nummer 5 LFGB erlassen werden, als Ord- 
nungswidrigkeit geahndet werden können (vgl. Begründung 
zu Nummer 22). Außerdem sollen künftig Verstößen gegen 
auf § 13 Absatz 1 Nummer 3 gestützte Regelungen insge- 
samt als Ordnungswidrigkeit geahndet werden (vgl. Begrün- 
dung zu Nummer 35 Buchstabe a Doppelbuchstabe dd. 

Im Übrigen handelt es sich um Folgeänderungen. 

Zu Nummer 36 Buchstabe b (§ 60) 

Nach Artikel 5 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 767/2009 
erfüllen die Futtemiitteluntemehmen die Verpflichtungen 
gemäß den Artikeln 18 und 20 der Verordnung (EG) Nr. 178/ 
2002 für nicht der Lebensmittelgewinnung dienende Tiere. 

Dies sollte im Rahmen des § 60 Absatz 3 Nummer 1 Buch- 
stabe b, c, e, f und g LFGB berücksichtigt werden. 

Zu Nummer 37 (§ 64) 

In Anlehnung an § 64 Absatz 1 LFGB ist die Berücksich- 
tigung der Probenahme angezeigt, da die Futtemiittel- 
Probenahme- und Analyseverordnung neben den Analyse- 
methoden auch Probenahmeverfahren beinhaltet. Darüber 
hinaus umfasst die Verordnung (EG) Nr. 152/2009 neben 
den Analysemethoden ebenfalls Probenahmeverfahren. 

Zu Nummer 38 (§ 68) 

§ 68 Absatz 2 Nummer 5 LFGB soll aufgehoben werden, da 
§21 Absatz 2 LFGB nicht fortgeführt wird und die übrigen 
in § 68 Absatz 2 Nummer 5 genannten Vorschriften, von de- 
nen Ausnahmen zugelassen werden können, keine prakti- 
sche Bedeutung mehr haben. 

Zu Nummer 39 (§ 69) 

Nach Artikel 2 1 Absatz 8 der Verordnung (EG) Nr. 767/2009 
können die Mitgliedstaaten abweichend von den Bestim- 
mungen der Verordnung (EG) Nr. 767/2009 nationale Be- 
stimmungen über Futtermittel für Tiere anwenden, die zu 
wissenschaftlichen Zwecken oder Versuchszwecken gehal- 
ten werden, sofern dieser Zweck eindeutig auf dem Etikett 
angegeben wird. Die nach Landesrecht zuständigen Behör- 
den sollten in die Lage versetzt werden, von dieser Möglich- 
keit Gebrauch machen zu können. 
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Zu Nummer 40 (§ 70) 

Das Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz sollte, soweit es zur besseren Lesbarkeit 
erforderlich ist, ermächtigt werden, aufgrund des Lebensmit- 
tel- und Futtermittelgesetzbuches erlassene Rechtsverord- 
nungen neu zu erlassen und dabei neu durch zu nummerieren 
und die Gliederungseinheiten anzupassen. Es wird klarge- 
stellt, dass inhaltliche Änderungen dabei nicht vorgenom- 
men werden dürfen. 

Entsprechend der dem Bundesministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz in den Absätzen 6 
bis 8 eingeräumten vereinfachten Anpassungsbefugnis wird 
mit der Ergänzung des § 70 LFGB um den Absatz 9 der 
federführenden Zuständigkeit des Bundesministerium für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit in Bezug auf die 
nach § 13 Absatz 5 oder § 62 Absatz 2 LFGB erlassenen 
Rechtsverordnungen Rechnung getragen. 

Zu Nummer 41 (§71) 

Redaktionelle Anpassung. 

Zu Nummer 42 (§ 75) 

Absatz 1 stellt sicher, dass für die Verfolgung von Straftaten, 
die vor den dort genannten Stichtagen begangen worden 
sind, die bisher geltenden Vorschriften des Lebensmittel- 
und Futtermittelgesetzbuches weiter anzuwenden sind. 

Mit Absatz 2 wird die bisherige Regelung des § 2 Absatz 3 
Satz 3 Nummer 2 LFGB betreffend die künstlichen Aroma- 
stoffe fortgeführt. Dies ist erforderlich, da die Gemein- 
schaftsliste für Aromen erst zu einem späteren - derzeit noch 
nicht bestimmbaren - Zeitpunkt greifen wird. 

Die Verordnung (EG) Nr. 1334/2008 über Aromen und be- 
stimmte Lebensmittelzutaten mit Aromaeigenschaften zur 
Verwendung in und auf Lebensmitteln, die Verordnung (EG) 
Nr. 1332/2008 über Lebensmittelenzyme und die Verord- 
nung (EG) Nr. 1333/2008 über Lebensmittelzusatzstoffe 
sehen für einzelne Vorschriften spezifische, in der Zukunft 
liegende Inkrafttretens- bzw. Anwendungsvorschriften vor. 
Der Anwendungsbegirm der sich hierauf beziehenden natio- 
nalen Sanktionsregelungen muss daher dem Unionsrecht 
entsprechend geregelt werden. 

Aus Gründen der Rechtsklarheit wird das Bundesministe- 
rium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz 
verpflichtet, den Anwendungsbeginn der nationalen Sankti- 
onsvorschriften bekannt zu machen. 

Zu Artikel 2 

Nach Abschluss der Neuordnung des EU-Lebensmittelhy- 
gienerechts durch unmittelbar geltende Rechtsakte und dem 
Erlass der erforderlichen nationalen Durchführungsvor- 
schriften auf Grund von Ermächtigungen des Lebensmittel- 
und Futtermittelgesetzbuches ist aus Gründen der Rechts- 
klarheit zu bestimmen, dass auch diejenigen Vorschriften des 


Fleischhygienegesetzes und des Geflügelfleischhygiene- 
gesetzes, deren weitere Anwendung nach Aufhebung der ge- 
nannten Gesetze sich aus § 1 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 und 
5 des Gesetzes über den Übergang auf das neue Lebensmit- 
tel- und Futtermittelrecht ergibt, nicht mehr anzuwenden 
sind. Da einigen dieser Vorschriften weder durch unmittelbar 
geltende Vorschriften der Europäischen Gemeinschaft bzw. 
der Europäischen Union getroffene inhaltsgleichen Regelun- 
gen gegenüberstehen noch diese Vorschriften der Umset- 
zung inzwischen aufgehobenen EG-Rechts dienten und da- 
mit die Voraussetzungen der Ermächtigung des § 1 Absatz 4 
Nummer 2 des Gesetzes über den Übergang auf das neue 
Lebensmittel- und Futtermittelrecht nicht erfüllt sind, 
kommt eine entsprechende Regelung im Verordnungswege 
nicht in Betracht. Die Beendigung der weiteren Anwendbar- 
keit muss daher durch eine entsprechende Änderung des 
Gesetzes über den Übergang auf das neue Lebensmittel- und 
Futtermittelrecht erfolgen. 

Allerdings gilt es zu vermeiden, dass den gerichtlichen Ver- 
fahren, die vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes eingeleitet 
wurden, die Grundlage entzogen wird. Daher sieht der neue 
Absatz la eine entsprechende Übergangsregelung vor. 

Die in den Nummern 1, 3 und 7 sowie Satz 2 aufgeführten 
Regelungen wurden zwischenzeitlich durch neue Regelun- 
gen aufgrund des Lebensmittel- und Futtennittelgesetzbu- 
ches abgelöst. 

Zu Artikel 3 

Die Änderung des BVL-Gesetzes trägt dem erweiterten Tä- 
tigkeitsspektrum des Bundesamtes für Verbraucherschutz 
und Lebensmittelsicherheit nach Artikel 1 Nummer 29 
Rechnung. 

Zu Artikel 4 

Die Bundesamt-Futtermittel-Gebührenverordnung ist aufzu- 
heben, da ihr Anwendungsbereich nach der Aufhebung des 
§ 68 Absatz 2 Nummer 5 LFGB entfallen ist. 

Zu Artikel 5 

Nachdem § 68 Absatz 2 Nummer 5 LFGB durch Artikel 1 
aufgehoben wird, ist als Folgeänderung auch § 34a der Fut- 
termittelverordnung aufzuheben. Im Übrigen redaktionelle 
Anpassung. 

Zu Artikel 6 

Mit Artikel 6 wird das Bundesministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz ermächtigt, den 
Wortlaut des Lebensmittel- und Futtermittelgesetzbuches in 
der ab dem Datum des Inkrafttretens geltenden Fassung neu 
bekarmt zu machen. 

Zu Artikel 7 

Artikel 7 regelt das Inkrafttreten. 
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Anlage 2 

Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates 


Der Nationale Normenkontrollrat hat den Entwurf des Rege- 
lungsvorhabens auf Bürokratiekosten, die durch Informa- 
tionspflichten begründet werden, geprüft. 

Mit dem Regelungsvorhaben werden zwei Informations- 
pflichten der Wirtschaft neu eingeführt. Das Ressort hat die 
Informationspflichten und daraus resultierenden Bürokratie- 
kosten der Wirtschaft darstellt. 

Danach werden Verantwortliche eines Labors, das Analysen 
bei Lebensmitteln durchführt, verpflichtet, bedenkliche 
Mengen an unerwünschten Stoffen, die sie an untersuchten 
Lebensmitteln oder Futtermitteln festgestellt haben, an die 
zuständigen Behörden zu melden. Ferner werden Lebens- 
mittel- und Futtermitteluntemehmer verpflichtet, Ergebnisse 
über Eigenkontrollen hinsichtlich des Gehalts an Dioxinen 
und Furanen sowie dioxinähnlichen und nicht dioxinähn- 
lichen polychlorierten Biphenylen in Lebensmitteln und Fut- 
termitteln den für die Überwachung zuständigen Behörden 
mitzuteilen. 

Der daraus resultierende bürokratische Aufwand wird als 
marginal eingeschätzt, da die zu meldenden Daten bereits in 
den Unternehmen vorliegen und auch auf elektronischem 
Wege übermittelt werden können. 

Mit Blick auf das beabsichtigte Regelungsziel - insbeson- 
dere von unabhängigen Dritten - Anhaltspunkte für bedenk- 
liche Mengen an unerwünschten Stoffen in Lebensmitteln 
und Futtermitteln zu erhalten, liegen keine kostengünsti- 
geren Regelungsaltemativen vor. Der Nationale Normen- 
kontrollrat hat daher im Rahmen seines gesetzlichen Prüf- 
auftrags keine Bedenken gegen das Regelungsvorhaben. 
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